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Sicherheit will jeder:
Keine Angst vor der Zukunft



Alle Menschen wollen in Sicherheit leben,

doch oft führt der Zufall Regie.

Jedem kann mal etwas zustoßen, auch

wenn er noch so gut aufpasst. Und keiner

ist davor gefeit, selbst einen Schaden an-

zurichten und dafür zahlen zu müssen.

Als Fußgänger, Autofahrer, Mieter oder im

Beruf.

Versicherungen geben Halt und Rücken-

deckung: Doch vor den kleinen und großen

Katastrophen des Alltags braucht niemand

zu kapitulieren. Krankheit und Unfall,

Feuer und Diebstahl, Prozesskosten und

Haftungsfolgen verlieren zumindest finan-

ziell ihre Schrecken. Das alles verdanken

wir einer genialen Menschheitsidee: 

den Versicherungen. Sie halten uns den

Rücken frei, machen Schicksal und

Ungewissheit erträglich, nehmen uns die

Angst vor der Zukunft.

SICHERHEIT AUF ZWEI PFEILERN

Das Sicherheitsnetz in der Bundesrepublik

Deutschland ist an zwei tragenden Pfeilern

befestigt: der Sozialversicherung und der

Individualversicherung (Assekuranz). Ein-

mal schützt der Staat in gesetzlich festge-

legtem Rahmen bei bestimmten, mit der

Arbeitskraft im Zusammenhang stehen-

den Risiken. Im anderen Fall muss der

Bürger selbst Vorsorge treffen und mit

den Unternehmen der Versicherungs-

wirtschaft den gewünschten Schutz ver-

einbaren. Es steht ihm frei, sich gegen

fast alle Wechselfälle des Lebens abzu-

sichern. Wie weit- oder engmaschig das

persönliche Sicherheitsnetz geknüpft ist,

bleibt jedem selbst überlassen.

Diese Broschüre will die Aufgaben und

Ordnungsprinzipien von Sozial- und Indivi-

dualversicherung, ihre Gemeinsamkeiten

und Unterschiede beleuchten. Denn: Einer-

seits ergänzen sich beide, andererseits

gibt es zur einen wie zur anderen keine

Alternative.

ÜBER SEINE RECHTE 
BESCHEID WISSEN

Staatlicher und privater Versicherungs-

schutz prägen das Gesamtsystem der

sozialen Sicherheit. Damit am Ende jeder

Versicherte genau weiß, was er zu erwarten

hat, muss eine Vielzahl mitunter kompli-

zierter Sachverhalte einwandfrei geklärt

sein: durch gesetzliche und vertragliche

Bestimmungen. Paragraphen verschrecken

aber den Bürger eher, als dass sie ihn dazu

anregen, sich in seiner Freizeit näher mit

Versicherungen zu befassen.

Eigentlich schade, denn das Wissen darum

kommt nicht nur dem in jedem Menschen

verwurzelten Sicherheitsbedürfnis ent-

gegen, sondern rechnet sich auch in Euro

und Cent. 

SICHERHEIT WILL JEDER: KEINE ANGST VOR DER ZUKUNFT
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Ob aus Ost oder West,
aus Görlitz oder Aachen:
Um in Fragen der 
Sicherheit sicherer zu
werden, sollten sich 
die Bürger schon etwas
Zeit nehmen. Auch für
das Gespräch mit einem
Fachmann oder einer
Fachfrau. 



Nahezu jeder Bundesbürger ist in irgend-

einer Form, in der Regel durch gesetzlichen

Zwang, sozialversichert. Die Individual-

versicherung hingegen ist grundsätzlich

freiwillig, sieht man mal von der Haft-

pflichtversicherung für Kraftfahrzeuge aller

Art ab.

Fast jeder ist auch privat versichert: für sein

Alter, mit seinem Haushalt, Eigenheim oder

Sportboot, mit seinem Auto oder Moped;

gegen Unfälle in Freizeit und Beruf; gegen

Feuer und Sturm, Einbruch und Raub.

Der Bürger braucht beide: Sozial- und In-

dividualversicherung, den staatlichen und

privaten Schutz. Die Pflicht und die Kür.

DEN ECKPFEILER BAUT DER STAAT 

Die Sozialversicherung ist der Eckpfeiler der

sozialen Sicherung in der Bundesrepublik

Deutschland. Sie sieht ihre Aufgabe darin,

in erster Linie Arbeiter, Angestellte und Aus-

zubildende bei bestimmten Wechselfällen

des Lebens zu schützen: bei Krankheit,

Arbeitslosigkeit, vorzeitiger Erwerbsminde-

rung, bei Alter und Tod. 

Auch bei Pflegebedürftigkeit versichert:

Seit 1995 gibt es eine fünfte Säule 

der Sozialversicherung, die gesetzliche 

Pflegeversicherung. Wer in Deutschland

krankenversichert ist – ob gesetzlich oder

privat –, muss seitdem ebenfalls über 

eine Pflegeversicherung verfügen. 

Grundsätzlich unterliegen Arbeitnehmer

der Versicherungspflicht sowohl in der

gesetzlichen Renten- als auch Kranken-

versicherung. 

Wenn das Jahresbruttoeinkommen eines

Arbeiters oder Angestellten jedoch die

Versicherungspflichtgrenze der gesetzlichen

Krankenversicherung übersteigt, so ist er

dort versicherungsfrei und kann eine private

Krankenversicherung abschließen. Ebenso

sind Selbstständige versicherungsfrei und

somit frei in der Wahl zwischen gesetzlicher

und privater Krankenversicherung.

Eine freiwillige Versicherung in der 

gesetzlichen Krankenversicherung ist

allerdings nicht immer möglich. Voraus-

setzung ist, dass man vor dem Beginn 

der Versicherungsfreiheit bereits eine

bestimmte Zeit – zum Beispiel als Pflicht-

versicherter – gesetzlich krankenversichert

war. Bei freiwilliger gesetzlicher Kranken-

versicherung kann auch die Pflegever-

sicherung freiwillig bei der gesetzlichen

Versicherung fortgesetzt werden. Es ist

auch möglich, gesetzlich krankenversichert

und privat pflegeversichert zu sein. Hin-

gegen ist es ausgeschlossen, dass die

Krankenversicherung privat ist und die

Pflegeversicherung gesetzlich.
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Pflicht und Kür 
gehören zusammen
Versicherungen werden
mehr und mehr nach-
gefragt. Kein Wunder.
Denn die Risiken für
Gesundheit, Hab und 
Gut sowie für die Alters-
vorsorge werden nicht
geringer. Das Bedürfnis
nach Sicherheit wächst
sogar mit steigendem
Wohlstand. Zugleich wird
der Spielraum größer, 
in eigener Verantwortung,
ohne staatlichen Zwang
vorzusorgen. In vielen
Staaten gilt die Sozial-
versicherung als das
Herzstück der Sozial-
politik. Die Tätigkeit der
Sozialversicherung kon-
zentriert sich auf die
Absicherung der Bevölke-
rung bei Krankheit und
Pflegebedürftigkeit, bei
Berufsunfall und Invali-
dität, bei Arbeitslosigkeit
und im Alter.



Viele Selbstständige, Freiberufler, Gewerbe-

treibende und Hausfrauen sind nicht 

versicherungspflichtig in der Rentenversi-

cherung, allerdings besteht für sie die

Möglichkeit einer freiwilligen Versicherung.

So genannte Scheinselbstständige und

Selbstständige mit nur einem Auftragge-

ber sind seit 1. Januar 1999 versiche-

rungspflichtig. Auch für Landwirte und

Handwerker besteht weitgehend Versiche-

rungspflicht.

Für Beamte, Richter und Berufssoldaten

gilt zwar grundsätzlich, dass der Staat für

ihre Altersversorgung (Pension) aufkommt,

doch brachte ihnen das Versorgungsän-

derungsgesetz 2001 erhebliche Einschnitte,

die sie durch eine „Riester-Rente“ (siehe

Seite 54) ausgleichen sollten. Auch die

jüngste Rentenreform wird auf Beamte

übertragen. Im Krankheits- und Pflegefall

erhält diese Berufsgruppe Beihilfen des

Dienstherrn zu den anfallenden Kosten.

Zur Deckung der Restkosten kann man

eine private Krankenversicherung ab-

schließen. Die Pflegeversicherung ist für

Beamte Pflicht – selbst, wenn sie zu ihrer

Beihilfe bislang keine Krankenversicherung

hinzugewählt haben.

Seit dem 1. April 1999 gelten folgende

Regelungen für die so genannten „gering-

fügigen Beschäftigungsverhältnisse“. 

In Ost- und Westdeutschland gibt es eine

einheitliche Geringfügigkeitsgrenze in 

Höhe von 400 Euro. 

Im Einzelnen: Der Arbeitgeber zahlt

Pauschalbeiträge von 13 Prozent des Ar-

beitsentgelts an die Krankenversicherung

für die dauerhaft geringfügig Beschäftigten,

die bereits in der gesetzlichen Kranken-

versicherung versichert sind. Für in Privat-

haushalten geringfügig Beschäftigte wird

lediglich ein Beitrag von 5 Prozent ihres

Arbeitsentgelts gezahlt.

Zur Rentenversicherung zahlt der Arbeit-

geber Pauschalbeiträge von 15 Prozent

des Arbeitsentgelts, aus denen sich für den

Beschäftigten Rentenansprüche ergeben.

Um eine Regelaltersrente zu erhalten,

müssen über einen Zeitraum von 60 Mo-

naten Beiträge entrichtet werden, um die

so genannte „Wartezeit“ zu erfüllen. Aller-

dings werden für ein ganzes Jahr gering-

fügiger Beschäftigung nur 1,4 Monate auf

diese Wartezeit angerechnet. Jeder Be-

schäftigte hat jedoch die Möglichkeit,

durch eigene Ergänzung oder Aufstockung

des pauschalen Arbeitgeberbeitrags zum

vollwertigen Pflichtbeitrag volle Renten-

ansprüche zu erwerben. Für geringfügig

Beschäftigte in Privathaushalten sind wie-

derum 5 Prozent zu entrichten.

Arbeitnehmer können den Pauschalbeitrag

zur Rentenversicherung mit einem eigenen

Beitrag von derzeit 4,9 Prozent auf 

den vollen Rentenbeitragssatz aufstocken.

Damit lassen sich volle Leistungsansprü-

che – unter anderem Anspruch auf Reha-

bilitation, Erwerbsminderungsrente – in

der Rentenversicherung erwerben.

Mit der Umsetzung der Hartz-Vorschläge

wurde zudem eine „Gleitzone“  eingerich-

tet: Für Arbeitnehmer, die ein Arbeitsent-

gelt von 400,01 Euro bis 800,00 Euro

verdienen, wurde das beitragspflichtige

Einkommen reduziert. 

SICHERHEIT WILL JEDER: KEINE ANGST VOR DER ZUKUNFT
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So ist für Arbeitnehmer ein größerer An-

reiz geschaffen worden, auch relativ

niedrig entlohnte Beschäftigungen an-

zunehmen. Die Senkung des beitrags-

pflichtigen Einkommens kommt aus

diesem Grund allein dem Arbeitnehmer

zu Gute. Der Arbeitgeberanteil zur Sozial-

versicherung berechnet sich – wie bisher –

auf Basis des vollen Arbeitsentgelts. Erhält

ein kinderloser Arbeitnehmer beispiels-

weise 400,01 (alternativ: 600,00) Euro

monatlich, so beträgt der Arbeitnehmer-

anteil zur Sozialversicherung 46,05

(105,42) Euro, der Arbeitgeberanteil

77,80 (116,70) Euro. Insgesamt sind in

diesen beiden Berechnungsbeispielen

123,85 (222,12) Euro zu entrichten.

(Stand 1/2008, Quelle VdAK, Unterstellt:

Der Beitragssatz der Krankenversicherung

beträgt 14 %)

Allerdings verringert sich der Vorteil für

den Arbeitnehmer erkennbar, wenn das

Arbeitsentgelt steigt. Erreicht es 800 Euro,

so unterliegt der gesamte Betrag der

Beitragspflicht. Arbeitnehmer und Arbeit-

geber tragen dann diese Beiträge je zur

Hälfte.
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Wie die Beiträge zustande kommen:

Mit der Mitgliedschaft in der Sozialversi-

cherung geht die Pflicht zur Beitrags-

zahlung einher. Die Versicherungsbeiträge

richten sich nach dem Einkommen des

Versicherten, also nach seiner wirtschaft-

lichen Leistungsfähigkeit (Prinzip des

sozialen Ausgleichs), während die Leis-

tungen nicht direkt von den Beiträgen

abhängen.

Dieses Prinzip beinhaltet Umverteilung:

So gibt es beispielsweise in der gesetz-

lichen Krankenversicherung Gruppen von

Versicherten, die absehbar mehr Leistun-

gen empfangen als sie an Beiträgen ent-

richten – und umgekehrt.

Reichen die Einnahmen der Sozialver-

sicherung nicht mehr, um für Arztkosten,

Renten, Arbeitslosengeld u. a. aufzukom-

men, so müssen die Versicherten das Loch

über höhere Beiträge stopfen. Steuergelder

werden zum Teil ebenfalls zur Finanzierung

der Leistungen verwendet.

Das Prinzip des sozialen Ausgleichs kennen

die Unternehmen der Privatversicherung

nicht. Sie kalkulieren ihre Beiträge nach

Art und Größe des individuellen Risikos.

Es gilt das so genannte Äquivalenzprinzip.

Wie Leistungen geregelt sind: Die Versi-

cherungsleistungen sind in der Sozial-

versicherung gesetzlich festgelegt. Ein

Abweichen von den normierten Beiträgen

und Leistungen ist in der Regel nicht

möglich. Die Höhe der Altersrente und

des Arbeitslosengeldes richtet sich nach

der Dauer der Beschäftigung und nach

der Höhe des versicherungspflichtigen

Einkommens.

SICHERHEIT WILL JEDER: KEINE ANGST VOR DER ZUKUNFT
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Die Sozialversicherung
ist geprägt von

I dem Prinzip der Ver-
sicherungspflicht
(Zugehörigkeit der
Arbeitnehmer kraft
Gesetzes),

I dem Versicherungs-
prinzip (Versiche-
rungsleistung gegen
Beitragszahlung),

I dem Prinzip des
Rechtsanspruchs 
auf Leistungen 
(keine Bedürftigkeits-
prüfung),

I dem Prinzip des
sozialen Ausgleichs
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Die Zweige der 
Sozialversicherung



Gegen fünf große Lebensrisiken geschützt:

Bereits seit 1883 gibt es die gesetzliche

Krankenversicherung. Schon ein Jahr

später folgte die Unfallversicherung. Heute

gliedert sich die Sozialversicherung in 

fünf Zweige: Kranken-, Unfall-, Renten-,

Arbeitslosen- und Pflegeversicherung.

Die gesetzliche Krankenversicherung

kommt für die Krankheitskosten auf, 

die ihren Mitgliedern und deren Familien-

angehörigen in der Bundesrepublik

Deutschland, teilweise auch im Ausland,

entstehen. Leistungsschwerpunkte bilden

die ärztliche und zahnärztliche Behand-

lung, die Arzneimittelversorgung und die

Krankenhauspflege. 

Erbracht werden auch Leistungen zur

Gesundheitsvorsorge und Rehabilitation

sowie bei Mutterschaft. 

Die gesetzliche Rentenversicherung dient

dem Schutz des Einzelnen und der Familie;

sie zahlt vor allem Renten bei Erwerbs-

minderung, Alter und Tod. 

Ihre wichtigste Aufgabe ist es, den Ver-

sicherten ein lebenslanges Einkommen im

Alter zu zahlen. Die Höhe der Altersrente

richtet sich unter anderem nach der Dauer

des gesamten Arbeitslebens und nach

dem Einkommen. Wichtig sind auch die

Leistungen zur Rehabilitation, das heißt,

zur Wiedereingliederung ins Berufsleben

bei Erwerbsminderung.

Kennzeichnend für die gesetzliche Rente

ist der so genannte Generationenvertrag:

Wer heute arbeitet, zahlt die Renten der

jetzt aus dem Arbeitsleben ausgeschiedenen

Generation, um später die eigene Rente

von der folgenden Generation finanziert zu 

erhalten. Wer heute arbeitet, „spart“ also

nicht für die eigene Rente, denn die

gesetzliche Rentenversicherung bildet

kein Kapital.

Die gesetzliche Unfallversicherung kommt

nach berufsbedingten Unfällen für die

Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit

und, in schweren Fällen, für Unfallrenten

auf. Bei Wegeunfällen und Berufskrank-

heiten wird ebenfalls gezahlt. Seit 1971

sind Schüler, Studenten und Kinder im

Kindergarten auf Staatskosten ebenfalls

versichert – in den Ausbildungsstätten,

auf dem Weg dorthin und zurück.

Die gesetzliche Arbeitslosenversicherung

will zumindest die finanziellen Folgen von

Arbeitslosigkeit mindern und die Integration

in den Arbeitsmarkt unterstützen. Ihre

wichtigsten Leistungen: die Zahlung von

Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosengeld II,

Berufsberatung, Arbeitsvermittlung,

Förderung der beruflichen Qualifikation

(siehe Seite 26).

Die gesetzliche Pflegeversicherung wurde

als fünfter Sozialversicherungszweig 1995

eingeführt. Die Leistungen richten sich

nach dem Grad der Pflegebedürftigkeit

und sind nach oben begrenzt.

DIE ZWEIGE DER SOZIALVERSICHERUNG
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WO SICH SOZIAL- UND PRIVATSCHUTZ
ÜBERSCHNEIDEN

Auf einigen Gebieten nehmen Sozial- 

und Individualversicherung die gleichen

Aufgaben wahr. Für vier der fünf Sozial-

versicherungszweige gibt es private

Gegenstücke.

Die Lebensversicherung ist wie die gesetz-

liche Rentenversicherung auf den Gebieten

der Altersversorgung, der Sicherung 

bei Erwerbsminderung und der Hinter-

bliebenenversorgung tätig. 

Auf den ersten Blick stehen Lebensversi-

cherung und staatliche Rentenversicherung

in Konkurrenz. Tatsächlich ergänzen sie

sich aber, denn allein mit der gesetzlichen

Rente werden nur ganz wenige ihren

gewohnten Lebensstandard halten können.

Es hat sich eingebürgert, vom „Dreisäulen-

system“ der Alters- und Hinterbliebenen-

versorgung zu sprechen: einer Kombina-

tion von gesetzlicher Rente, betrieblicher

Altersversorgung und privater Lebens-

versicherung. Erst alle drei zusammen

bieten eine umfassende Absicherung.

Mit den Rentenreformen der letzten Jahre

werden allerdings die zweite und dritte

Säule ein größeres Gewicht bekommen:

Der Einzelne wird künftig mehr Eigenver-

antwortung für seine Versorgung im Alter

übernehmen müssen. Die Reformen brin-

gen eine Absenkung des Rentenniveaus

der gesetzlichen Rente, das durch eine

geringere jährliche Anpassung der Renten

in den nächsten Jahren und Jahrzehnten

zustande kommt. 

Ein Ausgleich soll mit der staatlich 

geförderten privaten und betrieblichen

Altersvorsorge geschaffen werden, mit

der der Gesetzgeber erstmals auch einen

Schritt hin zur kapitalgedeckten Alters-

vorsorge gemacht hat. 

Weitere Informationen und Antworten auf

die wichtigsten Fragen zu diesem Thema

gibt Ihnen die Broschüre „Die neue Rente“

sowie „Die betriebliche Altersversorgung“,

aus unserer Reihe „Versicherungen

klipp+klar“.
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Ab einem Renteneintritt im Jahre 2040 ist

die gesetzliche Rente dann in voller Höhe

steuerpflichtig. Der steuerfreie Anteil wird

für jeden Rentenjahrgang auf Dauer fest-

geschrieben.

Die private Krankenversicherung (PKV)

schützt wie die gesetzliche Krankenversi-

cherung (GKV) vor den finanziellen Folgen

bei Krankheit. Die PKV erbringt auch Leis-

tungen für die medizinisch notwendige

Heilbehandlung von Unfallfolgen, solange

eine Behandlungsbedürftigkeit besteht.

PKV und GKV kommen ferner für die Be-

handlung während der Schwangerschaft,

für die Entbindung und die Früherkennung

von Krankheiten auf. Ebenso lassen sich

eine Komfortunterbringung in der Klinik,

die Bezahlung von Krankenhaustagegeld

und Krankentagegeld (Verdienstausfall)

privat absichern.

Seit Inkrafttreten der gesetzlichen Pflege-

versicherung 1995 bieten die privaten

Krankenversicherer eine Police mit dem

gleichen Leistungsumfang wie der staatliche

Schutz an. Diese private Pflegeversiche-

rung muss jeder privat Krankenversicherte

abschließen. Sie leistet wie die gesetzliche

Pflegeversicherung bei häuslicher und

stationärer Pflegebedürftigkeit.

Zudem gibt es die Möglichkeit, eine private

Pflegezusatzversicherung abzuschließen,

die die durch die Pflegepflichtversicherung

erbrachten Leistungen verbessert.

Zudem werden die gesetzlichen Renten

künftig deutlich stärker besteuert: Mit dem

Alterseinkünftegesetz geht der Gesetzgeber

zur so genannten nachgelagerten Besteu-

erung über. D. h., Beiträge zur gesetzlichen

Rentenversicherung sind während des

Erwerbslebens steuerfrei, Leistungen im

Alter dagegen werden steuerpflichtig.

Das neue System wird aber nicht sofort

und vollständig, sondern schrittweise

eingeführt. Beiträge werden ab dem Jahr

2025 bis zu 20 000 Euro (40 000 Euro bei

Verheirateten) voll abzugsfähig sein. Wer

ab dem Jahr 2040 erstmals seine Rente

bezieht, hat diese voll zu versteuern.

Für die Jahre 2005 bis 2025 gilt eine

Übergangsregelung. Im Jahr 2008 können

zunächst 66 Prozent der Aufwendungen

als Sonderausgaben angesetzt werden

(maximal 13 200 Euro beziehungsweise

26 400 Euro bei Verheirateten). Dieser

Prozentsatz steigt im Laufe der Jahre

jeweils um zwei Prozent an. 

Im Jahr 2025 sind dann 100 Prozent er-

reicht (maximal 20 000 Euro beziehungs-

weise 40 000 Euro). Generell gilt aller-

dings, dass der als Sonderausgaben ab-

ziehbare Betrag um den steuerfreien

Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Renten-

versicherung zu kürzen ist. Im Gegenzug

sind die später ausgezahlten Rentenleis-

tungen steuerpflichtig. 

Ab dem Jahr 2008 beträgt der steuerpflich-

tige Anteil 56 Prozent des ausgezahlten

Betrages.

Bis zum Jahr 2020 wird der steuerpflichtige

Anteil der Rente dann jährlich für jeden

neu hinzukommenden Rentenjahrgang

um zwei Prozentpunkte erhöht, danach

um einen Prozentpunkt.

DIE ZWEIGE DER SOZIALVERSICHERUNG

Für diejenigen, die nicht
gesetzlich kranken-
versicherungspflichtig
sind, kommt die private
Kranken- und Pflege-
pflichtversicherung in
Frage. 

Das sind Selbstständige,
Beamte sowie Arbeit-
nehmer mit einem Ein-
kommen oberhalb 
der Versicherungspflicht-
grenze.
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Freiwilligen Mitgliedern gesetzlicher Kranken-

kassen steht es frei, zwischen gesetzlicher

und privater Pflegeversicherung zu wäh-

len.

Die private Unfallversicherung tritt wie die

gesetzliche Unfallversicherung bei Ar-

beitsunfällen ein. Zudem bietet sie auch

Schutz bei allen anderen Unfällen. Das

gilt besonders für Unfälle in den eigenen

vier Wänden und in der Freizeit. Außer-

dem hilft die private Police rund um die

Uhr und in aller Welt.

Privater Zusatzschutz bei Arbeitslosigkeit:

Praktisch ohne privates Gegenstück steht

die gesetzliche Arbeitslosenversicherung

da. Die Erklärung: Das Risiko der Arbeits-

losigkeit lässt sich nur über eine Versiche-

rungspflicht und einen Solidarausgleich,

kaum aber versicherungsmathematisch

erfassen und kalkulieren. 

INDIVIDUALVERSICHERUNG 
BREIT GEFÄCHERT

Die private Versicherungswirtschaft kennt

rund 300 Versicherungszweige und -arten:

von der Ausbildungsversicherung über 

die Haftpflicht-, die Hausrat-, die Rechts-

schutz- und die Tierversicherung bis hin

zur Versicherung von Caravans, Wert-

sachen, Reisegepäck und Reiserücktritts-

kosten. Die Sozialversicherung wird in

diesen Sektoren nicht tätig. Es liegt also an

jedem selbst, ob er vorsorgen und zu wirt-

schaftlich vertretbaren Beiträgen Schutz

suchen möchte.

BEITRAGSHÖHE IN DER 
SOZIALVERSICHERUNG

Die Sozialversicherung erzielt ihre Einnah-

men überwiegend durch Beitragszahlungen.

Die Höhe der Beiträge richtet sich nach

dem Einkommen der Versicherten, wobei

Arbeitnehmer und Arbeitgeber in der Regel

je die Hälfte aufbringen. Eine Ausnahme

bildet die gesetzliche Unfallversicherung

(Berufsgenossenschaft), in die nur die

Arbeitgeber einzahlen.

Beitragssätze: Für die gesetzliche Kranken-,

Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversi-

cherung muss jeder Beschäftigte einen

bestimmten Prozentsatz seines Brutto-

einkommens an den Sozialversicherungs-

träger entrichten.
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So kommt es, dass die Höherverdienenden

auch bei unverändertem Beitragssatz

höhere Beiträge zur Renten-, Kranken-,

Pflege- und Arbeitslosenversicherung auf-

bringen müssen.

Eine Übersicht über die aktuellen Beitrags-

bemessungsgrenzen sowie die Höchst-

beiträge finden sich in der Tabelle auf der

Ausklappseite am Ende dieser Broschüre.

Monat für Monat werden den Arbeitern

und Angestellten die fälligen Beiträge von

ihren Löhnen und Gehältern abgezogen.

Der Arbeitgeber überweist sie mit seinem

Anteil über die jeweilige Krankenkasse an

den zuständigen Sozialversicherungsträger.

Beitragsbemessungsgrenzen: Diese Bei-

tragssätze werden je zur Hälfte von Arbeit-

nehmern und Arbeitgebern aufgebracht,

und zwar bis zu einer bestimmten Ein-

kommenshöhe, der so genannten Beitrags-

bemessungsgrenze. Oberhalb dieser Grenze

werden Löhne und Gehälter nicht mehr mit

Beiträgen belastet.

Die Beitragsbemessungsgrenzen erhöhen

sich in den Sozialversicherungszweigen –

entsprechend der Lohn- und Gehaltsent-

wicklung – von Jahr zu Jahr. 

DIE ZWEIGE DER SOZIALVERSICHERUNG
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Gesetzliche Krankenversicherung:
Was der Staat regelt – 

und was nicht



Die GKV ist der älteste Zweig (125 Jahre)

der Sozialversicherung und hat ihren

Ursprung im Gesetz über die Kranken-

versicherung der Arbeiter von 1883. Heute

ist in ihr die überwiegende Mehrheit der

Bevölkerung versichert und hat im Krank-

heitsfall Anspruch auf Leistungen, um die

Gesundheit zu erhalten, wiederherzustellen

oder zu bessern (vgl. §1 SGB V). Finanziert

werden diese Leistungen hauptsächlich

durch Beiträge, die von Arbeitgebern und

Arbeitnehmern getragen werden.

Jedes dritte Mitglied gehört einer der 

15 AOK zwischen Aachen und Cottbus an,

etwa jedes dritte einer der 9 Ersatzkassen.

Von Bedeutung sind auch die rund 170

Betriebs- und 15 Innungskrankenkassen. 

VERSICHERUNGSPFLICHT 
VOM EINKOMMEN ABHÄNGIG

Für die gesetzlichen Krankenkassen gilt

im Vergleich zu den anderen Zweigen der

Sozialversicherung eine Besonderheit:

Wer drei aufeinander folgende Kalender-

jahre mit seinem Verdienst oberhalb der

Versicherungspflichtgrenze liegt, ist als

Angestellter oder Arbeiter nicht mehr ver-

sicherungspflichtig. 

Oberhalb dieser so genannten Versiche-

rungspflichtgrenze kann man sich entweder

privat krankenversichern oder in der ge-

setzlichen Krankenkasse freiwillig weiter-

versichern. In beiden Fällten zahlt der

Arbeitgeber einen Zuschuss zum Versiche-

rungsbeitrag. 

Gesetzlich Versicherte erhalten einen Zu-

schuss in Höhe des halben Beitrags, müs-

sen  aber darüber hinaus seit dem 1. Juli

2005 einen Beitrag in Höhe von 0,9 Pro-

zent allein finanzieren. Der Arbeitgeber-

zuschuss für Privatversicherte ist doppelt

begrenzt: Er beträgt maximal die Hälfte

des tatsächlichen Versicherungsbeitrages,

übersteigt aber nie die Hälfte des durch-

schnittlichen Höchstbeitrages zur gesetz-

lichen Krankenversicherung. Ist das zweite

Limit noch nicht erreicht, so erhält der 

Arbeitnehmer auch einen Zuschuss für

die private Krankenversicherung von An-

gehörigen ohne eigenes Einkommen.

Privatschutz kann erhalten bleiben:

Wer als Arbeitnehmer ausschließlich privat

krankenversichert ist und aufgrund einer

Anhebung der Versicherungspflichtgrenze

wieder versicherungspflichtig wird, muss

nicht in die GKV wechseln. Er kann einen

Befreiungsantrag stellen und in der Privat-

versicherung bleiben. Eine spätere Rück-

kehr in die gesetzliche Krankenversiche-

rung ist dann allerdings grundsätzlich nicht

mehr möglich.

WAS DER STAAT REGELT – UND WAS NICHT
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Seit Jahresbeginn 1991
gilt das gegliederte
System der Krankenver-
sicherung mit Orts-,
Betriebs-, Innungs-,
landwirtschaftlichen
Kassen, den Ersatzkassen
sowie der Knappschaft
(im Bergbau) und 
der Seekasse in ganz
Deutschland.

Marktanteile in 
der GKV (in Prozent)

AOK 35,1
BKK 19,4
IKK 8,1
EK 33,8
übrige 3,6
Quelle: BMG, KM6, 1.7.2007



SINGLES ZAHLEN FÜR FAMILIEN

Das für die gesetzliche Krankenver-

sicherung typische Prinzip des sozialen

Ausgleichs (siehe Seite 9) zeigt sich vor

allem darin, dass die Beitragshöhe von

der finanziellen Leistungsfähigkeit abhängt

und nicht von Alter, Familienstand,

Geschlecht und gesundheitlichem Risiko.

Neben dem Versicherten sind auch seine

Familienangehörigen (Ehegatte und Kinder)

geschützt, ohne dass ein Zusatzbeitrag

fällig wird. 

Der Vater einer fünfköpfigen Familie mit

einem Monatsgehalt von 2 000 Euro zahlt

ebenso viel wie ein Lediger mit gleichem

Monatsgehalt. Mit anderen Worten: Die

unterschiedlichen Familienlasten werden

in ganz erheblichem Maße über die Bei-

tragszahlung ausgeglichen.

VERSICHERTE ERHALTEN 
KEINE RECHNUNG

Wer einer gesetzlichen Krankenkasse an-

gehört, erhält keine Rechnung vom Arzt

oder dem Krankenhaus. Man kann jedoch

von seinem Arzt, dem Krankenhaus bzw.

seiner Krankenkasse verlangen, über die

im vergangenen Quartal abgerechneten

Leistungen und deren Kosten unterrichtet

zu werden.

Mit der Versichertenkarte können sich der

Versicherte und seine Familienangehörigen

von Vertragsärzten behandeln lassen. 

Die Abrechnung erfolgt zwischen Arzt/

Krankenhaus, Kassenärztlicher Vereinigung

und Krankenkasse.

Unter bestimmten Voraussetzungen kom-

men die Krankenkassen für Leistungen

zur medizinischen Vorsorge und Rehabi-

litation auf.

Bei Pflegebedürftigkeit werden Leistungen

von der Pflegekasse zur Verfügung gestellt.

Bei Schwangerschaft und Mutterschaft

übernehmen die Krankenkassen ver-

schiedene Leistungen (zum Beispiel

Hebammenhilfe, ärztliche Behandlung,

Mutterschaftsgeld).
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Durch die schwierige
finanzielle Situation der
GKV sind immer wieder
Einschnitte im Leistungs-
katalog erforderlich:

I Seit 2004 sind Zuzah-
lungen zu Medika-
menten in Höhe von 
10 Prozent der Kosten,
maximal jedoch 
10 Euro, zu zahlen.

I Sehhilfen müssen 
i. d. R. komplett vom
Versicherten finanziert
werden.

I Für jeden Tag im Kran-
kenhaus (bis 28 Tage
im Jahr) ist ein Eigen-
anteil von 10 Euro zu 
zahlen.

I Bei einem Arztbesuch
wird eine Praxisgebühr
in Höhe von 10 Euro
fällig. Diese entfällt
nur bei Überweisungen
und in wenigen anderen
Ausnahmefällen. 

I Seit Juli 2005 müssen
die Versicherten 
einen Zuschlag von
0,9 Beitragssatz-
punkten zahlen.



Explodierende Kosten – viele Gründe für

Kostenlawine: Die Kostenexplosion im

Gesundheitswesen hat Jahr für Jahr zu

höheren Belastungen der Beitragszahler

geführt. Die Krankheitskosten stiegen sehr

viel schneller als Löhne und Gehälter. Die

Gründe: die Zunahme des Bevölkerungs-

anteils alter Menschen, die kostenintensive

„Gerätemedizin“ und steigende Arznei-

mittelpreise sowie Einnahmeverluste der

Krankenkassen durch die hohe Arbeits-

losigkeit. Hinzu kommen Steuerungs-

mängel im System.

DIE PRIVATE ALTERNATIVE

Außer Arbeitnehmern mit einem entspre-

chenden Einkommen können sich Beamte

und Selbstständige privat versichern. Zudem

können sich Studenten von der Versiche-

rungspflicht befreien lassen und in die

PKV wechseln.

WAS DER STAAT REGELT – UND WAS NICHT
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Rentenversicherung:
Eine Generation zahlt 

für die andere
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Die gesetzliche Rentenversicherung hat

die finanzielle Absicherung im Alter, im Fall

der Erwerbsminderung und die Sicherung

der Hinterbliebenen bei Tod des Versicher-

ten zur Aufgabe. 

Je höher und länger die Beitragszahlungen

und je höher das Einkommen, desto mehr

Rente kann jeder beanspruchen. Allerdings

spart der Einzelne nicht seine eigene Rente

an. Es gilt der – ungeschriebene – Genera-

tionenvertrag. Die Jüngeren zahlen für die

Alten. 

Wer heute im Arbeitsleben steht, sorgt also

mit seinen Beitragszahlungen für die heu-

tige Rentnergeneration. Dafür wird ihm

zugesagt, dass die folgende Generation

mit ihren Beiträgen die dann fälligen Renten 

finanziert.

Generationenvertrag auf dem Prüfstand –

enorme Finanzprobleme:

Das Fundament der staatlichen Renten-

versicherung wird weniger tragfähig. Zu

wenige Erwerbstätige müssen für zu viele

Rentner arbeiten. 

Geburtenrückgang, steigende Lebens-

erwartung, hohe Arbeitslosigkeit und

vorzeitiger Ruhestand haben die Finanz-

grundlage der gesetzlichen Renten-

versicherung erschüttert. Deshalb wurden

die Rentenreformen der letzten Jahre

notwendig. 

WIE DIE RENTE FINANZIERT WIRD

Ihre Ausgaben bestreitet die Rentenversi-

cherung zum größten Teil über die Renten-

versicherungsbeiträge; sie werden je zur

Hälfte von den Versicherten und den

Arbeitgebern aufgebracht. Hinzu kommen

Bundeszuschüsse aus Steuereinnahmen. 

Im Streitfall zuständig: Das Sozialgericht.

Versicherungsträger in der Rentenversi-

cherung waren die Bundesversicherungs-

anstalt für Angestellte (BfA) in Berlin und

die regional tätigen Landesversicherungs-

anstalten. Außerdem gibt es die Bundes-

knappschaft, die Seekasse sowie die

Bahn-Versicherungsanstalt. 

Nach einer Organisationsreform wurde 

die Rentenversicherung der Arbeiter und

Angestellten zur „Deutschen Renten-

versicherung“ zusammengefasst. Ferner

wurden die branchenbezogenen Versiche-

rungsträger zur „Deutschen Renten-

versicherung Knappschaft-Bahn-See“

zusammengefasst.

Bei Streitigkeiten mit den Versicherten

entscheiden die Sozialgerichte.

RENTENVERSICHERUNG: EINE GENERATION ZAHLT FÜR DIE ANDERE

Problem:
Kommen heute 100 Aktive
für etwa 50 Rentner auf,
so müssen sie im Jahr
2040 voraussichtlich für
etwa 80 Rentner zahlen.



VERSICHERUNGSPFLICHT FÜR WEN?

Arbeitnehmer sind in der gesetzlichen

Rentenversicherung pflichtversichert.

Auch Auszubildende und bestimmte

Gruppen von Selbstständigen, wie Land-

wirte oder Handwerker, gehören dazu.

Gleiches gilt für die Personen, die Existenz-

gründungszuschüsse vom Arbeitsamt

erhalten (Ich-AG). Die meisten Selbst-

ständigen müssen aber der gesetzlichen

Rentenversicherung nicht angehören. In-

nerhalb von fünf Jahren nach erstmaliger

Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit

können sie die versicherungspflichtige

Mitgliedschaft beantragen. Sie können den

so genannten Regelbeitrag (siehe Tabelle

Seite 74) zahlen.  

Nur halb so viel zahlt für drei Jahre, wer

eine selbstständige Tätigkeit aufnimmt

und einen entsprechenden Antrag beim

Rentenversicherungsträger stellt.

Bei geringfügigen Beschäftigungsverhält-

nissen mit einem monatlichen Einkommen

von nicht mehr als 400 Euro hat der Ar-

beitgeber 12 Prozent des Arbeitsentgelts

an die Rentenversicherung zu entrichten.  

Freiwillige Rentenbeiträge möglich: Wer

nicht der Versicherungspflicht unterliegt,

wie etwa Hausfrauen, kann sich freiwillig

bei der staatlichen Rentenversicherung

versichern. 

HÖHE DER ALTERSRENTE

Die Höhe des Altersruhegelds richtet sich

grundsätzlich nach der Dauer des gesamten

Arbeitslebens, vor allem nach dem versi-

cherten Einkommen. Ein Versicherter, der

45 Jahre lang durchschnittlich verdient

hat, kann heute noch etwa 66 Prozent des

durchschnittlichen Nettoeinkommens als

Altersrente erwarten.

Dies gilt für die Bürger in den neuen 

wie in den alten Bundesländern gleicher-

maßen. Für einen westdeutschen Ruhe-

ständler beträgt die so genannte Standard-

oder Eckrente eines Durchschnittsverdieners

nach 45 Versicherungsjahren im Monat

1182 Euro vor Abzug des Beitrags zur

Kranken- und Pflegeversicherung (2007). 

Renten in Ostdeutschland holen auf:

Wegen der niedrigeren Einkommen in den

neuen Bundesländern fällt die Standard-

rente im Osten Deutschlands niedriger aus.

Die Anpassung ist jedoch zügig vorange-

kommen. Mit 1039 Euro hat die Standard-

rente inzwischen 88 Prozent des West-

niveaus erreicht – gegenüber 62 Prozent

am 1. Juli 1992 (siehe Schaubild S. 23). 

Um den Generationenvertrag der staatlichen

Altersversicherung nicht zu gefährden, trat

bereits 1992 eine Rentenreform und 1997

ein „Sparpaket“ in Kraft. In den Jahren

2001 und 2004 wurden weitere tief grei-

fende Reformen notwendig.

KONSEQUENZEN DER RENTEN-
REFORMEN DER LETZTEN JAHRE 

Künftig werden die Renten weniger stark

angehoben: In der Anpassungsformel

werden solche Änderungen bei der Bei-

trags- und Steuerbelastung nicht mehr

berücksichtigt, die keinen direkten Bezug

zur Alterssicherung besitzen. Dafür wirkt

sich aber der Beitrag zur geförderten

kapitalgedeckten Altersvorsorge senkend

auf die Nettolöhne und damit auf die

Rentenanpassung aus. Gleiches gilt für

den „Nachhaltigkeitsfaktor“. 
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Wann gibt es die
gesetzliche Rente? 
Um Rente zu beziehen,
muss man ein
bestimmtes Alter
erreichen und die 
vorgegebenen ver-
sicherungsrechtlichen
Voraussetzungen
erfüllen. 

Rente wegen Erwerbs-
minderung können be-
rufstätige Frauen und
Männer bei ganz oder
teilweise geminderter 
Erwerbsfähigkeit auch
früher erhalten. 

Für diejenigen, die nach
dem 1. Januar 1961
geboren sind, wurde die
Berufsunfähigkeitsrente
als mögliche Leistung
gestrichen.

 



Rentenanstieg in Ost und West

Monatliche Standardrente *)

n Westdeutschland in Euro n Ostdeutschland in Euro (in Prozent der Westrente)
seit

1.7.92 1.7.94 1.7.96 1.7.97 1.7.98 1.7.99 1.7.00 1.7.01 1.7.02 1.7.03 1.7.05 1.7.06

(62 %) (75 %) (82 %) (85 %) (86 %) (87 %) (87 %) (87 %) (88 %) (88 %) (88 %) (88 %)

*) Brutto-Altersrente eines Durchschnittsverdieners nach 45 Versicherungsjahren.

980
1058 1073 1091 1096 1111 1118 1139

611

793
883 932 940 966 972 993

1164
1022

1176
1034

1176
1034

1176
1034

In der Summe wird es zu deutlich niedri-

geren Rentenanpassungen kommen und

die Renten hinken stärker hinter der

Lohnentwicklung her.

Weiterhin werden Ausbildungszeiten künf-

tig nur dann bewertet, wenn sie wegen

einer Berufsausbildung beziehungsweise

einer Fachschulausbildung angefallen

sind (gilt für Rentenzugänge ab dem Jahr

2009). Rentner müssen  seit dem 1. April

2004 den vollen Beitrag zur gesetzlichen

Pflegeversicherung alleine tragen. Ferner

wird seit 1. Juli 2005 ein Teil der Kranken-

versicherungsbeiträge umfinanziert, 

der Anteil der Rentner ist daher um 

0,45 Prozentpunkte gestiegen.

Einschnitte gab es auch bei den Renten

wegen verminderter Erwerbsfähigkeit:

Berufsunfähigkeitsrenten werden nur noch

an Personen gezahlt, die am 1. Januar 2001

das 40. Lebensjahr vollendet haben. Die

Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten

wurden durch ein zweistufiges System von

Erwerbsminderungsrenten ersetzt. Dabei

kommt es nur noch auf die Leistungs-

fähigkeit auf dem allgemeinen Arbeits-

markt an – der Berufsschutz fällt also für

junge Versicherte weg.

Die Höhe der Erwerbsminderungsrente

richtet sich danach, wie viele Stunden

Arbeit pro Tag der Betreffende trotz gesund-

heitlicher Einschränkungen noch leisten

kann: Nur wer weniger als drei Stunden

täglich arbeiten kann, hat Anspruch auf

die volle Erwerbsminderungsrente. Wer in

der Lage ist, drei bis sechs Stunden pro

Tag zu arbeiten, erhält die halbe Erwerbs-

minderungsrente. Nur wenn nachweislich

keine Stelle auf dem Arbeitsmarkt zur

Verfügung steht, kann der Betroffene die

volle Erwerbsminderungsrente bekommen.

Wer über 6 Stunden täglich arbeiten

kann, erhält keine Rente. Bestehende

Leistungsfälle sind nicht von den Kür-

zungen betroffen.

Auch die Regelungen der Witwenrenten

haben sich mit Inkrafttreten der Renten-

reform am 1. Januar 2002 geändert.

Erklärtes politisches Ziel der Reformen der

Witwenrenten: Frauen sollen aktiv am

Berufsleben teilhaben und eine eigenstän-

dige Alterssicherung aufbauen, die die

Hinterbliebenenrente ersetzen soll. Die Neu-

regelungen gelten für Ehepaare, die beide

am 1. Januar 2002 noch jünger als 

40 Jahre waren oder nach diesem Stich-

tag geheiratet haben.

RENTENVERSICHERUNG: EINE GENERATION ZAHLT FÜR DIE ANDERE
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Die so genannte kleine Witwenrente – für

Hinterbliebene unter 45 Jahren, die kein

Kind erziehen – wird nur noch für eine

Übergangszeit von höchstens zwei Jahren

gewährt. Bestand die Ehe weniger als ein

Jahr, hat der oder die Hinterbliebene keinen

Anspruch auf Witwenrente. 

Ende 2001 betrug die Witwenrente 60 Pro-

zent der Rente, die dem verstorbenen

Ehepartner zum Zeitpunkt des Todes zu-

stand. Seither sind es nur noch 55 Prozent.

Zum Ausgleich erhalten Hinterbliebene,

die Kinder erzogen haben, einen Zuschlag,

der zur Witwen- oder Witwerrente geleistet

wird.

Eigene Erwerbs- und Erwerbsersatzein-

kommen werden auf die Hinterbliebenen-

rente angerechnet. Der Kreis dieser Ein-

kommen wurde durch die Reform 2001

allerdings deutlich erweitert. 

Vor allem wurden auch Vermögensein-

kommen einbezogen. Die Berechnungen

können im Einzelnen kompliziert sein, 

weil es Ausnahmen gibt und je nach

Einkommensart auch unterschiedliche

Freibeträge bestehen.

Ehepaaren wurde die Wahlmöglichkeit

zwischen dem beschriebenen modifizierten

Unterhaltsersatzmodell und einem Split-

tingmodell geschaffen:

Für die Jüngeren, für die das neue Hinter-

bliebenenrecht gilt, ist ein „Rentensplitting“

möglich. Das heißt, während der Ehe

erworbene Rentenansprüche können auf

Antrag gleichmäßig geteilt werden – als Er-

satz für eine Witwenrente; diese wird dann

nicht mehr gezahlt. 

Bei der „geteilten Rente“ werden andere

Einkommen nicht angerechnet. Auch wenn

der verwitwete Partner wieder heiratet,

bleibt der Rentenanspruch erhalten. Das

Splitting ist jedoch nur dann möglich,

wenn beide Partner mindestens 25 Jahre

Ansprüche in der gesetzliche Rentenversi-

cherung erworben haben. Rentensplitting

ist erst dann möglich, wenn beide Ehe-

partner Altersrente beziehen oder ein

Partner Rente erhält und der andere min-

destens 65 Jahre alt ist. 

Die Änderungen in der gesetzlichen Renten-

versicherung werden weitgehend auf die

Versorgung der Beamten, Richter und

Soldaten übertragen.

STEUERPFLICHT FÜR ALTERSRENTEN

Nach wie vor können alle Altersrentner,

die ihr 65. Lebensjahr vollendet haben, 

zur Rente unbegrenzt hinzuverdienen. 

Die Rente wird dadurch nicht geschmälert. 

Allerdings kann Einkommensteuer fällig

werden. Dies ist dann der Fall, wenn die

Summe der Einkünfte (Steuerpflichtiger

Anteil der Rente, Zuverdienst, Kapitalzinsen,

Mieteinnahmen) über dem steuerfreien

Existenzminimum liegen.

Dieses beträgt seit dem Veranlagungszeit-

raum 2004 7 664 Euro für Alleinstehende

und 15 328 Euro für Verheiratete. 

Mit dem seit Anfang 2005 geltenden Alters-

einkünftegesetz wurden die steuerliche

Behandlung von Aufwendungen für die

Altersvorsorge, zu der auch die Beiträge

zur gesetzlichen Rentenversicherung

zählen, sowie die Besteuerung von Alters-

einkünften neu geregelt. 
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Bislang unterlagen Rentenleistungen aus

der gesetzlichen Rentenversicherung mit

einem niedrigen pauschalen Ertragsanteil

der Einkommensteuer. Seit 2005 unter-

liegen Renten aus der gesetzlichen Renten-

versicherung zu 50 Prozent der Besteue-

rung mit dem jeweiligen individuellen

Steuersatz. Dies gilt für alle Bestandsrenten

sowie für die in 2005 erstmals gezahlten

Renten. 

Bis zum Jahr 2020 wird der steuerpflichtige

Anteil der Rente allerdings jährlich für jeden

neu hinzukommenden Rentnerjahrgang

um 2 Prozentpunkte erhöht, danach um

einen Prozentpunkt. Bei Renteneintritt im

Jahr 2008 beträgt der steuerpflichtige

Anteil der Rente dauerhaft 56 Prozent.

Ab einem Renteneintritt im Jahre 2040 

ist die Rente dann in voller Höhe steuer-

pflichtig, immer vorausgesetzt, dass das

für das jeweilige Jahr geltende steuerfreie

Existenzminimum überschritten ist. Im

Gegenzug werden die Beiträge zur gesetz-

lichen Rentenversicherung schrittweise

bis zum Jahr 2025 vollständig von der

Steuer freigestellt. Das schafft Spielraum

für private Vorsorge. 

Durch diese Regelung wird erreicht, dass

Renten aus der gesetzlichen Rentenversi-

cherung und Beamtenpensionen künftig

steuerlich gleich behandelt werden. Da

Beamte, anders als Rentenversicherungs-

pflichtige, keine Beiträge zur gesetzlichen

Rentenversicherung zahlen, werden die

Versorgungsbezüge der Beamten bereits

heute in vollem Umfang besteuert. 

Der für Pensionäre bislang geltende Frei-

betrag in Höhe von 3 072 Euro wird in dem

Maße verringert, in dem die Besteuerungs-

anteile der Leibrenten erhöht werden. 

Weitere Informationen zu den Regelungen

des Alterseinkünftegesetzes gibt Ihnen die

Broschüre „Die neue Rente“ aus unserer

Reihe „Versicherungen klipp und klar“.

Wer sich heute zur Ruhe setzt, kann statt

der üblichen „Vollrente“ eine Teilrente be-

ziehen. Damit soll den 60- bis 65-Jährigen

ein flexibleres „Hineingleiten“ in den

Ruhestand ermöglicht werden. Dabei sind

allerdings Grenzen für den Hinzuverdienst

zu beachten. Zusammen genommen führen

die Rentenreformen und das Altersein-

künftegesetz zu einem deutlichen Sinken

des Netto-Rentenniveaus.

Konsumverzicht zugunsten der Alters-

vorsorge: Die Rentenreformen brachten

nicht nur Änderungen in der gesetzlichen

Rente. Seit dem 1. Januar 2002 wird

kapitalgedeckte Altersvorsorge stärker ge-

fördert. Diese geförderte Altersvorsorge

füllt die Lücken, die künftig in der gesetz-

lichen Rente entstehen; sie kann nicht die

zusätzliche Altersvorsorge und den um-

fassenden Schutz der Familie ersetzen.

Wer annähernd das gewohnte Einkom-

men und damit die Lebensqualität bei

Eintritt 

in den Ruhestand aufrechterhalten will,

sollte also auch über die neu geförderte

Altersvorsorge hinaus vorsorgen. Je früher

das geschieht, desto besser, denn in jun-

gen Jahren sind die Beiträge zur Lebens-

versicherung relativ niedrig. 

Da durch die Regelungen des Altersein-

künftegesetzes die Beiträge zur gesetzlichen

Rentenversicherung schrittweise von der

Besteuerung ausgenommen werden, steht

dem vorsorgewilligen Bürger ein entspre-

chender finanzieller Spielraum zur Nutzung

der privaten und betrieblichen Altersvor-

sorge zur Verfügung.

Sicher ist, dass sich der Generationenver-

trag nur halten lässt, wenn künftige Lasten

gerecht auf Aktive, Rentner und Staat ver-

teilt werden. Zudem führt an einer stärke-

ren Eigenvorsorge kein Weg vorbei.

RENTENVERSICHERUNG: EINE GENERATION ZAHLT FÜR DIE ANDERE
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Arbeitslosenversicherung:
Arbeitslosengeld



Arbeitslosengeld zahlt die Bundesagentur

für Arbeit. Anträge nehmen die Agenturen

für Arbeit entgegen.

Anspruch auf Arbeitslosengeld haben

Arbeitsuchende, die innerhalb der

letzten drei Jahre vor der Arbeitslosmel-

dung mindestens 12 Monate versiche-

rungspflichtig beschäftigt waren und einige

weitere, gesetzlich vorgeschriebene

Voraussetzungen erfüllen.

Ganz wichtig ist: Sie müssen sich auch

selbst aktiv um eine Beschäftigung

bemühen. Geleistet wird in Abhängigkeit

von der Dauer der versicherungspflichtigen

Beschäftigung vor der Arbeitslosmeldung

und dem Lebensalter. Arbeitslosengeld

wird für mindestens 12, höchstens jedoch

für 24 Monate gezahlt. Bei älteren Arbeits-

losen kann die Anspruchsdauer bis zu 32

Monate betragen, wenn der Anspruch auf

Arbeitslosengeld vor dem 1. Februar 2006

entsteht.

WIE VIEL ZAHLT DAS ARBEITSAMT? 

Das Arbeitslosengeld richtet sich nach 

dem zuletzt erzielten Bruttoarbeitsentgelt. 

Arbeitslose, die mindestens ein Kind haben,

erhalten einen erhöhten Leistungssatz.

Bei Höherverdienenden wird dieser 

Leistungssatz jedoch höchstens auf die 

Beitragsbemessungsgrenze der Renten-

versicherung bezogen. Solange man 

Arbeitslosengeld bezieht, ist man gesetz-

lich kranken-, renten-, unfall- und 

pflegeversichert.

ARBEITSLOSENVERSICHERUNG: ARBEITSLOSENGELD

27

Bei Arbeitslosigkeit: 
Für Arbeitslose mit 
mindestens einem Kind 
zahlt die Agentur für 
Arbeit Arbeitslosengeld 
in Höhe von 67 Prozent,
ohne Nachwuchs in 
Höhe von 60 Prozent 
des Nettoentgelts. 
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Gesetzliche Unfallversicherung:
Am Arbeitsplatz 
und in der Schule versichert



Nicht nur bei Betriebsunfällen, auch für

Berufskrankheiten wird gezahlt. Die 

Beiträge entrichtet allein der Arbeitgeber.

Träger der gesetzlichen Unfallversicherung

sind in erster Linie die Berufsgenossen-

schaften (gewerbliche, landwirtschaftliche,

See-Berufsgenossenschaft), aber auch

die Gemeinden und Gemeindeunfallver-

sicherungsverbände.

Jeder Unfall muss dem Arbeitgeber oder

der Schule umgehend gemeldet werden.

Von dort wird der jeweilige Versicherungs-

träger unterrichtet, und alles Weitere nimmt

seinen Gang.

Die Unfallversicherung erbringt Leistungen

vor allem für die Folgen eines Arbeits- 

oder Wegeunfalls und bei Berufskrank-

heiten. Doch nicht nur das: Auch die 

Verhütung von Arbeitsunfällen gehört 

zu ihren Aufgaben. Dazu erlassen die

Berufsgenossenschaften Unfallver-

hütungsvorschriften; Aufsichtsbeamte

überwachen deren Umsetzung.

Bei Umwegen in der Regel kein

Versicherungsschutz: Für Wegeunfälle

kommt die kollektive Unfallversicherung

nur auf, wenn sie sich auf dem kürzesten

Weg zwischen Wohnung und Arbeits-

stätte oder Schule ereignen. 

GESETZLICHE UNFALLVERSICHERUNG: AM ARBEITSPLATZ UND IN DER SCHULE VERSICHERT
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Gesetzliche Pflegeversicherung:
Nicht nur für alte Leute



Als fünfte Säule der Sozialversicherung 

wurde 1995 die gesetzliche Pflegever-

sicherung eingeführt.

Das Risiko der Pflegebedürftigkeit steigt 

erst im Alter rapide an, doch oft genug sind

auch junge Leute auf Hilfe angewiesen –

nach einem Unfall, schwerer Krankheit 

oder als Opfer eines Verbrechens.

Es besteht Versicherungspflicht für

nahezu alle Bürger. Gesetzlich Kranken-

versicherte fallen automatisch unter den

Schutz der sozialen Pflegeversicherung,

während privat Krankenversicherte sich

privat pflegeversichern müssen.

AMBULANTE PFLEGELEISTUNGEN

Seit dem 1. April 1995 erhalten 

Pflegebedürftige Unterstützung für die 

Betreuung zu Hause, gestaffelt nach 

dem Grad der Pflegebedürftigkeit.

An Sachleistungen für den sozialen Pflege-

dienst werden erstattet:

›› bis zu 384 Euro monatlich 

für erheblich Pflegebedürftige, 

›› bis zu 921 Euro für Schwer-

pflegebedürftige, 

›› bis zu 1432 Euro für Schwerst-

pflegebedürftige, in besonderen 

Härtefällen maximal 1 918 Euro.

Pflegegeld nicht nur für Angehörige:

Neben diesen Sachleistungen sind auch

Geldleistungen möglich. Wer Angehörige,

Freunde oder Bekannte pflegt, kann für

seine Dienste ein Pflegegeld von 205, 410

oder maximal 665 Euro erhalten. Ist die

Pflegeperson verhindert, so werden einmal

jährlich für längstens vier Wochen die

Kosten für eine Ersatzpflegekraft gezahlt,

höchstens jedoch 1432 Euro.

GESETZLICHE PFLEGEVERSICHERUNG: NICHT NUR FÜR ALTE LEUTE
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Des Weiteren können anfallen: Leistungen

für die Tages- und Nachtpflege, Kurzzeit-

pflege, Pflegehilfsmittel, Zuschuss zum

pflegebedingten Umbau der Wohnung,

Pflegekurskosten für Angehörige und 

ehrenamtliche Pflegepersonen.

Zuschuss zur Rentenversicherung:

Wer häusliche Pflege leistet, ist zugleich

gesetzlich unfallversichert, sofern nicht 

erwerbsmäßig gepflegt wird (mehr als 14

Stunden pro Woche). Außerdem zahlt ihm

die Pflegeversicherung monatlich Beiträge

zur Rentenversicherung – je nach Pflege-

stufe und Umfang der Pflegetätigkeit.

STATIONÄRE PFLEGELEISTUNGEN

Für Leistungen der stationären Pflege

kommt die Versicherung seit dem 

1. Juli 1996 auf. Die Pflegekasse über-

nimmt in Pflegestufe I 1 023 Euro, in 

Stufe II 1 279 Euro, in Stufe III 1 432 Euro

und in Härtefällen bis zu 1 688 Euro.
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GESETZLICHE PFLEGEVERSICHERUNG: NICHT NUR FÜR ALTE LEUTE

NICHT ZUM NULLTARIF

Der Versicherungsbeitrag zur gesetzlichen

Pflegeversicherung beträgt 1,7 Prozent

des monatlichen Bruttoeinkommens. 

Arbeitnehmer und Arbeitgeber zahlen je

die Hälfte des Beitrags. Seit 1. Januar 

2005 zahlen Kinderlose, die nach dem 

31. Dezember 1939 geboren wurden, 

einen Zusatzbeitrag von 0,25 Prozent-

punkten. Die Beitragsbemessungs-

grenze entspricht der der gesetzlichen

Krankenversicherung.

Sonderregelung für Sachsen: Um die 

Wirtschaft nicht mit weiteren Kosten zu

belasten, hat der Gesetzgeber ihr als 

Ausgleich die Streichung eines Feiertags

zugestanden. Die meisten Bundesländer

haben sich dafür entschieden, dass künftig

am Buß- und Bettag gearbeitet wird. Da

das Land Sachsen bisher keinen Feiertag

aufgegeben hat, beteiligen sich die Arbeit-

geber in Höhe von 0,7 Prozent, ein Prozent

tragen die Arbeitnehmer.

VERSICHERTE PERSONEN

In der Pflichtversicherung gilt der Grund-

satz: „Pflegeversicherung folgt Krankenver-

sicherung.“ Wer also der gesetzlichen Kran-

kenversicherung (GKV) angehört, erhält

auch dort die Pflegepflichtversicherung. 

Allerdings kann, wer beispielsweise durch

Überschreiten der Verdienstgrenze freiwillig

krankenversichertes Mitglied in der GKV

wird, binnen drei Monaten in die private

Pflegepflichtversicherung wechseln, ohne

seinen gesetzlichen Krankenkassenschutz

aufzugeben. Zeitsoldaten sind Pflichtmit-

glieder der sozialen Pflegeversicherung.

Für die rund 8,4 Millionen Mitglieder der

privaten Krankenversicherung (PKV) ist

die private Pflegeversicherung zuständig.

Beamte brauchen in der PKV nur die durch

die Beihilfe nicht geleisteten Pflegekosten

zu versichern.
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Pflichtleistungen 
mit Lücken: 
Da die staatliche Pflege-
versicherung keineswegs
alle anfallenden Kosten
übernimmt, bleibt die
Frage einer privaten Ab-
sicherung, zumindest als
Zusatzschutz, bestehen.



34

Privatversicherung:
Statt Konfektion 

Sicherheit nach Maß



Wenn es um die private Eigenvorsorge

geht, haben Sie die freie Auswahl. Viele

Versicherungsunternehmen wetteifern um

die Kunden. 

Die gesetzliche Sozialversicherung ist nor-

mierter Versicherungsschutz. Konfektion,

solide Kleidung von der Stange. 

Die Individualversicherung hingegen ist

ein Maßanzug: privatwirtschaftliche Alter-

native oder Ergänzung zur gesetzlichen

Versicherung. Für individuelle Wünsche

gibt es breiten Handlungsspielraum. Die

Grenzen werden durch Ihre finanziellen

Möglichkeiten gesetzt.

SCHUTZ PER VERTRAG

Privater Versicherungsschutz kommt 

nicht per Gesetz, sondern durch Vertrag

zustande. Deshalb spricht man auch von

„Vertragsversicherung“. Der Versicherungs-

nehmer entscheidet sich freiwillig für den

Vertragsabschluss, den Erwerb einer „Ver-

sicherungspolice“. 

Eine Ausnahme bildet der Haftpflichtbe-

reich. Hier ist der Abschluss einer Kfz-

Haftpflichtversicherung für die Zulassung

eines Autos, Motorrads oder Mopeds ge-

setzlich vorgeschrieben. Dabei kann man

aber unter über 100 konkurrierenden Kfz-

Versicherungsunternehmen wählen.

Für mehr Eigenverantwortung und weniger

Staat: Anders als die Sozialversicherung

schöpft die Individualversicherung ihre

Kraft nicht aus dem Solidaritätsprinzip,

sondern aus der individuellen Selbstbe-

stimmung und Eigenverantwortung des

Menschen. Sie setzt sich für weniger Staat

und Zwang, für mehr Eigenvorsorge und

für eine Entlastung des Sozialstaats ein. 

Gerade in einer hoch entwickelten 

Marktwirtschaft sollten sich kollektive Ver-

sorgungssysteme, insbesondere die Sozial-

versicherung, auf das sozial Notwendige

und wirtschaftlich Vernünftige beschränken.

Vorrang gebührt der Eigeninitiative, nicht

der Bevormundung.

Grundsatz der Freiwilligkeit: Die Indivi-

dualversicherung bietet Schutz gegen fast

alle Wechselfälle des Lebens. Da sie auf

Freiwilligkeit setzt und nicht auf Zwang,

auf individuellen und nicht auf pauschalen

Versicherungsschutz, geht sie von anderen

Prinzipien aus als die Sozialversicherung.

GLEICHARTIGE RISIKEN

Ein privater Versicherungsvertrag setzt 

die Beteiligung von Personen voraus, die

durch ein und dieselbe Gefahr bedroht

sind. Das sind in der Mopedversicherung

die Mopedfahrer, in der Caravanversiche-

rung die Wohnwagenhalter, in der Lebens-

versicherung die Versicherten nach Alter

und Geschlecht. Wegen der Gleichartig-

keit der versicherten Gefahr nennt man

die Versicherten auch eine „Gefahrenge-

meinschaft“.

PRIVATVERSICHERUNG: STATT KONFEKTION SICHERHEIT NACH MASS
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Jeder Angehörige einer
Gefahrengemeinschaft
zahlt einen der Schwere
des Risikos und nicht
seinem Einkommen ent-
sprechenden Versiche-
rungsbeitrag. Leistung
und Gegenleistung sind
von der Risikokalkula-
tion her bestimmt (Äqui-
valenzprinzip). Daher
I sind in der Autohaft-

pflichtversicherung die
Beiträge je nach Fahr-
zeugmodell, Region
und teilweise nach der
Verwendungsart des
Fahrzeugs gestaffelt;

I kostet eine Lebens-
versicherung für junge
Leute wegen des nied-
rigeren Sterberisikos
weniger als für mitt-
lere Jahrgänge und
Senioren; 

I ist es teurer, ein Haus
gegen Sturm im 
Norden Deutschlands
zu versichern als im
Süden.



Der Grundgedanke der Versicherung 

besteht darin, dass die Mitglieder dieser 

Risikogemeinschaft das finanzielle Risiko

des Schadens nicht tragen wollen, sondern

auf den Versicherer übertragen. Dafür

zahlen sie – wie für andere Güter auch –

ein Entgelt. Den Preis für die unsichtbare

Ware Versicherungsschutz nennt man

„Versicherungsbeitrag“ oder auch „Prämie“.

Ein Versicherungskunde muss sich also

überlegen, wie viel Beitrag ihm die Ab-

sicherung seiner Risiken wert ist. Hingegen

muss der Versicherer kalkulieren, was die

Risikoübernahme und die damit verbun-

dene organisatorische Dienstleistung kostet.

Gefahrengemeinschaften brauchen 

Mindestgröße: Möglichst gleichartige,

homogene Risiken zu Risikogruppen zu-

sammenzufassen, lässt sich aber nur im

Idealfall verwirklichen. Gewisse Unschärfen

müssen die Versicherer wohl oder übel

bei ihren Berechnungen in Kauf nehmen.

Zudem stößt das Ideal dort an eine Grenze,

wo die Gruppen für einen tragfähigen

Ausgleich zu klein werden. So gibt es in

der Autohaftpflicht gesonderte Tarife 

für Beamte und Landwirte, nicht aber für

Klempner und Zahnärzte.

Statistik kontra Zufall: Versicherbar sind

nur zufällige Ereignisse. Das Gesetz der

großen Zahl, die Statistik und professionelle

Erfahrung ermöglichen es den Unterneh-

men, den Zufall zu beherrschen. 

Das heißt: Nach den Gesetzen der 

Wahrscheinlichkeit verwirklicht sich die

versicherte Gefahr innerhalb eines be-

stimmten Zeitraums nicht bei allen, son-

dern immer nur bei einzelnen Personen.

So ist es möglich, dass die Versicherung

auch sehr hohe Leistungen zahlen kann:

›› Jemand hat eine Auslandsreise-Kranken-

versicherung für 10 Euro abgeschlossen

und verunglückt in den USA. Für Klinik-

kosten und Rettungsflug entstehen 

Kosten von über 100 000 Euro.

›› Jemand hat eine Lebensversicherung

über 50 000 Euro mit einer Laufzeit von

30 Jahren abgeschlossen und stirbt

nach Zahlung nur eines Beitrags. Dem

Bezugsberechtigten steht die volle Ver-

sicherungssumme zu.

Ungewissheit wird erträglich: Mit der 

Versicherung werden Gefahren für den

Einzelnen im Voraus berechenbar. Wer

ausreichend gegen bestimmte Risiken

versichert ist, hat es leichter, in seinem

Leben etwas zu wagen. Der Spielraum für

sein Handeln erweitert sich.
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Andersherum: Die Unternehmen der 

Versicherungswirtschaft nehmen privaten

und gewerblichen Kunden Risiken ab 

und ermöglichen ihnen somit planvolles

Wirtschaften. Dank ihrer Leistungszusagen

und Auszahlungen tragen sie dazu bei,

dass Lebens- und Betriebsabläufe nicht

durch finanzielle Nöte empfindlich gestört,

dass Arbeitsplätze geschaffen und ge-

sichert werden. Die Versicherer vermindern

dadurch gesellschaftliche Spannungen. Im

Haftpflichtbereich – wo also jemand einen

Schadenverursacher haftbar macht –

wirken sie geradezu friedensstiftend.

VIELFALT DURCH WETTBEWERB 

Während in der Sozialversicherung durch-

weg Körperschaften des öffentlichen

Rechts tätig sind, eifern in der Individual-

versicherung Aktiengesellschaften, Versi-

cherungsvereine auf Gegenseitigkeit und

öffentlich-rechtliche Versicherer um die

Gunst des Kunden. Darunter befinden sich

auch Unternehmen, die ganz oder 

teilweise im Besitz ausländischer Gesell-

schaften sind.

Außerdem kann seit Juli 1994 jeder 

Versicherer aus einem Mitgliedsland der

Europäischen Union (EU) hierzulande 

seine Policen vertreiben, ohne hier eine

Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb einholen

zu müssen. Es reicht, dass er in Madrid,

London oder Paris zugelassen ist. Dieser

„Euro-Pass“ gilt natürlich auch für deut-

sche Versicherer im Ausland.

WICHTIGER INVESTOR UND FINANZIER

Anders als die Sozialversicherung spielt

die Versicherungswirtschaft eine wichtige

Rolle als Investor und Finanzier der Wirt-

schaft. Um die in der Zukunft liegenden

Ansprüche ihrer Kunden jederzeit und voll

erfüllen zu können, müssen die Versicherer

bereits in der Gegenwart Geld auf die hohe

Kante legen – je nach Zahl und Schwere

der Risiken. 

Vorsicht geht über alles: Diese Mittel 

werden langfristig angelegt, das heißt der

Wirtschaft, dem Staat und dem Wohnungs-

bau zur Verfügung gestellt. Vor allem die

Lebensversicherungsunternehmen sind

gesetzlich verpflichtet, bei der Kapitalan-

lage Vorsicht walten zu lassen. Die Anlage

soll sicher und zugleich rentabel sein 

und bei Bedarf einen schnellen Zugriff er-

möglichen. Hingegen spielt die nach

dem Umlageverfahren arbeitende Sozial-

versicherung als Kapitalsammelbecken

keine Rolle: Was sie heute an Beiträgen

einnimmt, gibt sie praktisch gleich wieder

in Form von Leistungen aus.

PRIVATVERSICHERUNG: STATT KONFEKTION SICHERHEIT NACH MASS
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Richtig versichern – 
Kalkül ist besser als Gefühl



Sie müssen sich nicht gegen alles ab-

sichern. In jedem Fall aber gegen die 

großen Katastrophen.

WICHTIGE GRUNDREGELN

Ohne Prioritäten, eine Abstufung nach der

Dringlichkeit, geht es nicht. Nur wenige

sind finanziell so gut gestellt, dass sie sich

einen umfassenden Versicherungsschutz

ohne weiteres leisten können. Doch bei

näherem Hinsehen stellt sich heraus: 

Für die meisten Privathaushalte kommt 

allenfalls die Wahl unter einem Dutzend

Versicherungen in Frage. 

›› Holen Sie Angebote von mehreren 

Versicherungen ein. Fragen Sie auch

Freunde und Bekannte. Vergleichen Sie

und rechnen Sie. Nicht immer ist das

billigste Angebot auch das beste. Gerade

bei Versicherungen kommt es auf die

Beratung vor Vertragsabschluss und

den Service im Schadenfall an. 

›› Vermeiden Sie Unterversicherungen

ebenso wie Über- und Doppelver-

sicherungen.

›› Die Versorgungslücken sehen je nach

Haushaltsgröße, Lebensstil, Einkommen

und Vermögen anders aus. Ermitteln Sie

Ihren individuellen Versicherungsbedarf.

›› Prüfen Sie nach den Kriterien der mögli-

chen Schadenhöhe, der Schadenwahr-

scheinlichkeit, der Schadenursachen

und der persönlichen Lebenserfahrung. 

›› Wenn Sie Selbstbeteiligungen verein-

baren, reduziert sich Ihr Versicherungs-

beitrag. Auch bei der Kaskoversicherung

und in der privaten Krankenversicherung

können Sie unter anderem auf diese

Weise Geld sparen. 

›› Versicherungsschutz ist wie wohl keine

Ware sonst ein äußerst beratungsinten-

sives Produkt. Ihre Wünsche und offenen

Fragen besprechen Sie am einfachsten

mit einem Versicherungsfachmann.

Seriöse Versicherungsvertreter leben

vom Vertrauen und von langfristigen

Kundenbeziehungen. 

›› Bevor Sie einen Vertrag unterschreiben,

verschaffen Sie sich Klarheit über Versi-

cherungsbeginn, Leistungsumfang, den

Ausschluss bestimmter Risiken, Lauf-

zeit, Zahlungsweise und Pflichten im

Schadenfall. 

›› Lassen Sie sich nicht allein vom Preis

leiten. Auch Beratungsqualität, Hilfe im

Schadenfall und Kulanz zählen.

RICHTIG VERSICHERN – KALKÜL IST BESSER ALS GEFÜHL
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Die beste Versicherung
ist immer noch die, die
man nie in Anspruch zu
nehmen braucht und 
einen nichts kostet. So
denken viele. Kracht es
aber auf der Straße, wird
daheim eingebrochen, im
Urlaub das Gepäck ge-
stohlen oder durch einen
Unfall die Berufsaus-
übung unmöglich, ist 
jeder froh, wenn er sich
versichert hat. Optimal
absichern – das möchten
viele, doch beim „Wie“
scheiden sich die Geister. 
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Trugschlüsse vermeiden – den Katas-

trophenfall versichern: Gehen Sie beim

Prüfen der Kriterien rational und weniger

gefühlsmäßig vor. Kleine Schäden mit hoher

Schadenwahrscheinlichkeit können Sie

vielleicht verkraften. Hingegen kann Sie ein

Wohnungsbrand, ein Schaden am teuren

Auto, ein Unfall oder gar Berufsunfähigkeit

aus der Bahn werfen. Andersherum: Ist die

Wahrscheinlichkeit eines Schadens gering,

die mögliche Schadensumme aber hoch,

so sagen Sie sich lieber nicht: „Warum 

sollte ausgerechnet mir das passieren?“ 

Großschäden kommen zwar selten vor,

sie treffen jedoch die Haushalte mit un-

gleich größerer Wucht. Invalidität oder

Tod des Ernährers, ein abgebranntes

Haus oder ein Pflegefall können zum

Ruin führen. Deshalb ist es wichtig, sich

vor allem an der Höhe eines möglichen

Schadens zu orientieren.

Wäre alles und jedes mitversichert – etwa

der verbrannte Kuchen, der Sengschaden

beim Bügeln –, müssten alle sehr viel hö-

here Beiträge zahlen. Versicherungen sind

aber dazu da, für echte Risiken und nicht

für das kleinste Malheur einzustehen.

Bis Mitte 1994 konnte keine Versicherung

nach Belieben bestimmte Risiken aus-

schließen. Ob Auto-, Hausrat- oder Lebens-

versicherung, für die meisten Verträge 

waren die Versicherungsbedingungen

praktisch gleich. 

Weniger Befugnisse der Aufsichtsbehörde:

Seit Juli 1994 ist dies jedoch mit der Voll-

endung des europäischen Binnenmarktes

anders geworden. Die Genehmigungs-

pflicht für Vertragsinhalte und Tarife durch

die Bundesanstalt für Finanzdienst-

leistungsaufsicht (BaFin) ist entfallen. 

Für Pflichtversicherungen (Kfz-Haftpflicht)

und die private Krankenversicherung

(Vollversicherung als Gegenstück zum 

gesetzlichen Kassenschutz) besteht eine

Vorlagepflicht der Versicherungsbedin-

gungen, jedoch kann die Behörde erst bei

Missständen korrigierend eingreifen.

Mit dem Wegfall der Bedingungs- und 

Tarifgenehmigung steht es allein den 

Unternehmen zu, bestimmte Risiken ein-

und auszuschließen. Die Produktpalette

ist dadurch bunter und reichhaltiger, der

Preis- und Leistungsvergleich allerdings

auch schwieriger geworden.

Versicherungsumfang beeinflusst Beitrags-

höhe: Umso wichtiger ist es, sich vor 

Vertragsabschluss Klarheit über Leistungs-

umfang und Kosten zu verschaffen. So

sollte man wissen, ob in der Hausratver-

sicherung Fahrraddiebstahl, Sturm-, 

Implosions- und Überspannungsschäden

mitversichert sind oder nicht, ob die

Windschutzscheibe unter den Teilkasko-

schutz fällt und Sie bei einem Schaden 

einen Anteil der Kosten möglicherweise

selbst tragen müssen.
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Das „Kleingedruckte“ 
beachten
„Was der Versicherung
nicht passt, schließt sie
einfach vom Versiche-
rungsschutz aus.“ 
Nicht wenige denken so. 

Richtig ist, dass der
Preis für den Versicher-
ungsschutz wirtschaft-
lich tragbar sein muss. 
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Für die Aufsichtsbehörde verbleibt neben

einer allgemeinen rechtlichen Aufsicht als

wichtigste Aufgabe die Finanzkontrolle

über die Versicherer, um im Interesse der

Kunden Pleiten zu verhindern. Gerade für

die Lebens- und Krankenversicherten ist

es wichtig, dass sich ihr Vertragspartner

nicht finanziell übernimmt, sondern jeder-

zeit und auf Dauer die abgegebenen Leis-

tungsversprechen einlösen kann.

Zum Ausgleich für die weggefallene Vorab-

kontrolle durch die Aufsichtsbehörde hat

der Gesetzgeber einem Mathematiker eine

besondere Verantwortung übertragen. 

Dieser „verantwortliche Aktuar“ hat im 

Lebens- und Krankenversicherungsunter-

nehmen darauf zu achten, dass die Beiträge

ausreichend sicher kalkuliert sind und die

Rückstellungen die Erfüllung der eingegan-

genen Verpflichtungen gewährleisten.

Wann die Versicherung weniger zahlt:

Wer im Bett raucht, in seiner Wohnung

selbst geflickte Sicherungen verwendet oder

einen gefüllten Benzinkanister aufbewahrt,

wird im Schadensfall bei seiner Hausrat-

versicherung mit nur eingeschränkten Leis-

tungen zu rechnen haben. Entsprechendes

gilt für die Vollkaskoversicherung, wenn

Autofahrer betrunken in den Graben fahren

oder eine rote Ampel überfahren und dabei

einen Crash bauen.

Weniger Geld bei grober Fahrlässigkeit:

In allen Fällen handelt es sich um boden-

losen Leichtsinn, um – juristisch ge-

sprochen – „grobe Fahrlässigkeit“ beim 

Umgang mit eigenem Hab und Gut. Die

Versicherung kürzt in diesen Fällen die

Leistung. Hingegen zahlt sie bei einfacher

Fahrlässigkeit. Was jeweils grobe, was 

einfache Fahrlässigkeit ist, hängt mitunter

von den Umständen des Falles ab. Das ist

nicht immer leicht zu entscheiden, auch

wenn die ständige Rechtsprechung der

Gerichte da meist weiterhilft.

Ausnahme Haftpflichtversicherung: In 

einem wichtigen Bereich jedoch kommt

die Versicherung auch bei grober Fahr-

lässigkeit für Schäden auf: in der Haft-

pflichtversicherung. Wer als Autofahrer,

Fußgänger oder Radfahrer einen anderen

schuldhaft schädigt, dem steht zum Schutz

des Opfers die Haftpflichtversicherung

auch dann zur Seite, wenn er die erforder-

liche Sorgfalt in hohem Maße außer Acht

gelassen hat. Dies gilt nicht nur für die Kfz-

und die Privat-Haftpflichtversicherung,

sondern auch für die Berufshaftpflicht von

Ärzten, Architekten, Statikern und Anwälten.

Leer geht selbstverständlich aus, wer einen

Schaden absichtlich anrichtet oder die

Versicherung durch falsche Angaben zu

täuschen versucht. Bei Versicherungsbe-

trug droht eine Anzeige, in schweren Fällen

sogar eine langjährige Haftstrafe.
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Informationspflichten
für Versicherte
Seit 2008 gelten für die
Versicherer veränderte
Informationspflichten.
Der Kunde ist vor Ver-
tragsabschluss schrift-
lich über Art, Umfang
und Fälligkeit der Leis-
tungen, über die Bei-
tragshöhe, Nebenkosten
und Zahlweise sowie die
Vertragslaufzeit und den
Sitz der zuständigen Auf-
sichtsbehörde zu infor-
mieren. Ferner muss der
Versicherer den Kunden
über dessen Widerrufs-
recht ebenso ins Bild
setzen wie in der Lebens-
versicherung über 
Rückkaufswert und Über-
schussbeteiligung. Ab
Mitte 2008 erhält der
Kunde der Lebens- und
Krankenversicherung
Informationen über die
Abschluss- und Vertriebs-
kosten. Zudem werden
die Kunden über ein Pro-
duktinformationsblatt
mit den wesentlichen
Vertragsinhalten vertraut
gemacht.
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Informationspflichten: Der Versicherer 

ist gesetzlich verpflichtet, seinem Kunden

den Versicherungsschein (Police) sowie

eine Verbraucherinformation auszuhändi-

gen. Darin ist die versicherte Gefahr, die

Höhe der Versicherungsleistung und des 

-beitrags, die räumliche und zeitliche

Geltung und anderes dokumentiert.

Meist drei Monate Kündigungsfrist: Ein-

oder mehrjährige Verträge verlängern sich

meist automatisch um ein Jahr, wenn sie

nicht spätestens drei Monate vor Ablauf

gekündigt werden. Für die Kfz-Haftpflicht

besteht ein Kündigungsrecht von einem

Monat. Bei Lebensversicherungen endet

der Vertrag in der Regel zum vorgege-

benen Zeitpunkt, meistens nach 25 bis 

30 Jahren.

Widerruf: Sobald Sie in der Lebens- 

oder privaten Rentenversicherung alle 

vorgeschriebenen Informationen und 

die Versicherungsbedingungen erhalten 

haben, steht Ihnen ein 30-tägiges Wider-

rufsrecht zu. 

Beendigung des Vertrags: Wer den Vertrag

beenden möchte, weil etwa das versicherte

Risiko nicht mehr besteht, finanziell der

Schuh drückt oder ein anderes Angebot

lockt, muss es schriftlich tun, auf jeden

Fall aber fristgerecht – am besten durch

Einschreiben. Ihre Lebensversicherung 

ist jederzeit kündbar, frühestens jedoch

zum Ende der ersten Versicherungsperiode. 

Kündigungsrecht bei Mehrjahresverträgen:

Für Versicherungsverträge mit mehrjähriger

Laufzeit besteht ein Kündigungsrecht mit

Ablauf von drei Jahren.

AUSSERORDENTLICHE KÜNDIGUNG

Neben der fristgerechten Vertragsbeendi-

gung enthält das Versicherungsrecht eine

Besonderheit: die der außerordentlichen

Kündigung. Anlass zum vorzeitigen Aus-

stieg kann ein Schadenfall, eine Beitrags-

erhöhung oder der Verkauf des versi-

cherten Gegenstandes sein. Dabei sind

je nach Versicherungssparte einige Beson-

derheiten zu beachten.

Kündigung im Schadenfall: Im Schaden-

fall lässt sich der Vertrag vielfach binnen

einer Frist von zwei Wochen bis einem

Monat kündigen. Die Kündigung zum Ab-

schluss der laufenden Versicherungspe-

riode ist ebenfalls möglich. Dies gilt für die

Auto-, Wohngebäude- und Hausratversi-

cherung ebenso wie für die Haftpflichtver-

sicherung. Die Versicherungsprämie steht

dem Versicherer nur für den Zeitraum zu,

für den auch Versicherungsschutz bestan-

den hat.

In der Unfallversicherung kann man kün-

digen, wenn die Versicherung eine Ent-

schädigung gezahlt hat oder eine Klage

gegen den Versicherer angestrengt wird.

In der Rechtsschutzversicherung können

Sie vorzeitig aus dem Vertrag, wenn der

Versicherer für mindestens zwei Versiche-

rungsfälle Deckungsschutz zugesagt oder

in einem Fall zu Unrecht abgelehnt hat.

42

Kündigung bei Kurz-
verträgen
Bei einer Vollkasko- oder
Auslandsreisekranken-
versicherung für die 
Urlaubszeit endet der
Versicherungsschutz
automatisch zum ver-
einbarten Zeitpunkt.
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Allerdings kann auch der Versicherer

nach erfolgter Regulierung aussteigen –

der Rechtsschutzversicherer jedoch 

erst dann, wenn er innerhalb der letzten

12 Monate für mindestens zwei Versiche-

rungsfälle aufkommen musste. Die privaten

Krankenversicherer beanspruchen ihrer-

seits kein Kündigungsrecht im Leistungsfall.

Sie haben zudem komplett auf das ordent-

liche Kündigungsrecht verzichtet.

Beitragserhöhung und Kündigung:

Verträge, die seit dem 29. Juli 1994 abge-

schlossen worden sind, kann man bei 

einer Beitragserhöhung innerhalb eines

Monats nach Zugang der Mitteilung kündi-

gen. Unabhängig vom Abschlussdatum

gilt dies auch für die Kfz- und Haftpflicht-

versicherung.

Bei Schadenversicherungen, die zwischen

Januar 1991 und dem 25. Juni 1994 ab-

geschlossen wurden, kann eine kurzfristige

Trennung erfolgen, wenn die Beitragser-

höhung gegenüber dem Beitrag des Vor-

jahres mehr als 5 Prozent ausmacht – es

sei denn, der Umfang des Versicherungs-

schutzes wird geändert. Hat sich Ihr Versi-

cherungsschutz im Verhältnis zum Beitrag

des Vorjahres um weniger als 5 Prozent, im

Verhältnis zur Erstprämie jedoch um mehr

als 25 Prozent erhöht, können Sie ebenfalls

innerhalb eines Monats – in der Autohaft-

pflicht innerhalb von zwei Wochen – kün-

digen. Beide Regelungen gelten für ab

1991 im Westen abgeschlossene Verträge.

Aus einem im Osten Deutschlands vor

1992 abgeschlossenen Versicherungsver-

trag können Sie sogar bei jeder Beitrags-

erhöhung aussteigen, sofern Sie nicht als

Selbstständiger oder Freiberufler Ihren 

Lebensunterhalt verdienen. Dabei müssen

Sie unbedingt die Frist von zwei Wochen

nach Eingang des Erhöhungsbescheids

beachten.

Haben Sie jedoch Ihre Haftpflicht-, Hausrat-

oder Wohngebäudeversicherung vor dem

1. Januar 1991 im Westen abgeschlos-

sen, so dürfen Sie sich innerhalb eines

Monats verabschieden, wenn sich Ihre Po-

lice nach einem Jahr um mehr als 10 Pro-

zent, in drei aufeinander folgenden Jah-

ren um mehr als 20 Prozent verteuert.

In der Rechtsschutzversicherung geht

dies nach mehr als 15 bzw. 30 Prozent.

Autoversicherung leicht zu beendigen:

In der Autoversicherung gibt es nur Ein-

jahresverträge. Verteuert sich eine Police,

so können Sie innerhalb eines Monats

aus dem Vertrag. Umstufungen beim

Schadenfreiheitsrabatt und in den Regio-

nalklassen werden berücksichtigt. Maßge-

bend ist Ihr individuell zu zahlender Bei-

trag im Vergleich zur letzten Rechnung.
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Erhöht sich der Beitrag
in Voll- und Teilkasko
aufgrund einer Beitrags-
angleichung, Typklassen-
umstufung oder Änderung
der Regionalklasse, so
können Sie bereits bei
der kleinsten Verteue-
rung vorzeitig aus dem
Vertrag.

Privat Krankenversicherte
können bei jeder Beitrags-
anhebung zum Zeitpunkt
des Wirksamwerdens der
Erhöhung kündigen.



WANN FREMDES RECHT?

Da seit 1. Juli 1994 jeder in einem Land

der Europäischen Union zugelassene Ver-

sicherer in allen EU-Staaten tätig werden

kann („Europa-Pass“), sind einige recht-

liche Besonderheiten zu beachten.

Für Versicherungsprodukte aus Mitglied-

staaten der EU und des Europäischen

Wirtschaftsraums (EWR), die in Deutsch-

land angeboten werden, gilt meist deut-

sches Recht. In diesem Falle unterliegen

alle Versicherungsbedingungen und 

Klauseln dem deutschen Vertragsrecht

(Versicherungsvertragsgesetz, Bürgerliches

Gesetzbuch) und dem deutschen Steuer-

recht. Im Streitfall sind für einen Versiche-

rungsnehmer mit Wohnsitz in Deutschland

deutsche Gerichte zuständig.

Für Verträge, die Sie auf dem Korrespon-

denzweg mit einem Versicherer im Ausland

abschließen, kann jedoch ausländisches

Recht gelten, doch bleibt Ihnen in der Regel

der deutsche Gerichtsstand erhalten. 
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Davon ausgenommen sind Pflichtver-

sicherungen, insbesondere die Kfz-Haft-

pflichtversicherung: Sie unterliegen

deutschem Recht.

Jedes Versicherungsunternehmen der EU

untersteht in erster Linie der Aufsicht seines

Heimatlandes. Wer etwa bei einem in

England, Frankreich oder Portugal zuge-

lassenen Unternehmen eine Versicherung

abschließt und sich beschweren möchte,

kann dies zwar bei der deutschen Aufsichts-

behörde tun, doch leitet sie die Beschwerde

zunächst nur an die ausländischen Amts-

kollegen weiter. Die Möglichkeiten der

deutschen Aufsicht, bei einem ausländi-

schen Versicherer etwas zu erreichen,

sind begrenzt.

HILFE BEI UNSTIMMIGKEITEN 
MIT DEM VERSICHERER

Bei einem Konflikt mit seinem Versiche-

rungsunternehmen kann sich jeder Ver-

sicherungsnehmer an den Ombudsmann

für Versicherungen wenden (Anschrift

und Telefon siehe auch Seite 68).

Ombudsmann für die Versicherungswirt-

schaft ist Dr. Günter Hirsch, der zuvor

Präsident des Bundesgerichtshofs in

Karlsruhe war.

Bis zu einem Beschwerdewert von 

5 000 Euro kann der Ombudsmann – mit

bindender Wirkung für die Versicherungs-

unternehmen – entscheiden. Bis zu einem

Beschwerdewert von 50 000 Euro kann er

eine für beide Seiten unverbindliche Emp-

fehlung zur Streitschlichtung abgeben. 

Voraussetzung ist jedoch, dass nicht eine

von beiden Parteien bereits gerichtliche

Schritte eingeleitet hat.

Neben dieser Streitschlichtungsstelle fun-

giert für den Verband der privaten Kranken-

versicherungsunternehmen ein weiterer

Ombudsmann. (Anschrift und Telefon siehe

auch Seite 68). 

Mit dieser Aufgabe betraut ist der frühere

Präsident des ehemaligen Bundesauf-

sichtsamtes für das Versicherungswesen,

Dr. Helmut Müller. Die Inanspruchnahme

des Ombudsmanns für die PKV ist nicht

an eine Streitwertgrenze gebunden.

Bei dem Versicherungsombudsmann 

handelt es sich jeweils um unabhängige

Streitschlichtungsstellen. Es wird versucht,

bei strittigen Fragen zwischen Kunde und

Versicherer einvernehmliche Lösungen 

zu finden. Für den Versicherungskunden

ist die Inanspruchnahme des Ombuds-

manns kostenfrei.

Ein Ombudsmann 
kann schlichten
Der Weg zu Gericht, 
bei Unstimmigkeiten 
mit dem Versicherer, ist 
immer mit Risiken und
meist hohem finanziellen
Aufwand behaftet. Der
Möglichkeit, kostenlos 
einen unabhängigen 
Ombudsmann zu Rate 
zu ziehen, sollten Sie 
den Vorzug geben.
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Private Policen:
Die wichtigsten 

Versicherungen



Um die passende Versicherungsform zu

finden, muss man wissen, welche Versi-

cherungen es gibt, was versichert ist und

was nicht. Die wichtigsten Versicherungen

für private Haushalte sind:

›› Privat-Haftpflichtversicherung

›› Hausratversicherung

›› Kraftfahrtversicherung 

(Haftpflicht, Kasko, Insassenunfall)

›› Private Unfallversicherung

›› Lebensversicherung 

(Risiko-, Kapitallebensversicherung, 

private Rentenversicherung, Berufs-

unfähigkeitsversicherung und andere)

›› Pflegeversicherung

›› Private Krankenversicherung 

(Krankheitskosten-Vollversicherung, 

Zusatztarife für GKV-Versicherte, 

Tagegeldversicherungen)

›› Auslandsreise-Krankenversicherung

›› Rechtsschutzversicherung

›› Wohngebäudeversicherung

›› Schutzbriefversicherung

(Verkehrs-Service-Versicherung)

›› Reisegepäckversicherung

›› Reiserücktrittskostenversicherung

Für welche Wechselfälle des Lebens 

kommen die einzelnen Versicherungen 

in Betracht? Ihr Leistungsumfang wird

nachfolgend skizziert.

PRIVAT-HAFTPFLICHTVERSICHERUNG

Wer einen anderen schädigt, muss dafür

geradestehen. Er „haftet“ nach dem Gesetz

für schuldhaft verursachte Schäden. Mit

anderen Worten: Er muss dafür zahlen. 

Haftung schon bei kleinstem Fehler:

Dabei ist es völlig gleichgültig, ob der

Schaden durch eine kleine Unvorsichtig-

keit oder durch groben Leichtsinn ent-

standen ist. Wenn Sie zum Beispiel bei

Rot über die Straße gehen und einen 

Verkehrsunfall verursachen, wenn Ihre 

defekte Waschmaschine die Nachbarwoh-

nung durchnässt, wenn Ihr Kind unbeauf-

sichtigt mit Zündhölzern spielt, müssen Sie

für den Schaden aufkommen – unter Um-

ständen ein Leben lang.

Die Privat-Haftpflichtversicherung kümmert

sich um die Schadenersatzansprüche, die

an Sie oder Ihre Familie als Schädiger he-

rangetragen werden. Ausgeschlossen sind

Schäden, die Sie selbst erleiden, anderen

vorsätzlich zufügen oder die Sie mit Ihrem

Auto oder Moped anrichten. Fürs eigene

Surfbrett oder Boot benötigen Sie eine 

spezielle Sportboot-Haftpflichtpolice.

Ein absolutes Muss: Eine Privat-Haftpflicht-

versicherung ist so unverzichtbar wie 

keine andere Versicherung und dazu noch

preiswert. Die ganze Familie ist mitver-

sichert, ohne dass es einen Cent mehr

kostet (der ständige Lebensgefährte eben-

falls, wenn in der Police ausdrücklich 

vermerkt). Der Jahresbeitrag liegt bei rund

75 Euro. Wer einen Hund oder ein Pferd

besitzt, braucht eine Tierhalter-Haftpflicht-

versicherung.

HAUSRATVERSICHERUNG

Für viele Menschen ist der Hausrat (Möbel,

Kleidung, Elektrogeräte, Schmuck usw.)

ihr ganzes Hab und Gut. Die Hausratversi-

cherung besteht aus einer Grunddeckung;

sie schützt bei Feuer, Einbruchdiebstahl,

Raub und Vandalismus nach einem Ein-

bruch, Leitungswasser, Sturm (ab Wind-

stärke 8) und Hagel. Sie kann um den

Versicherungsschutz bei Fahrraddiebstahl

und Glasbruch erweitert werden. 

PRIVATE POLICEN: DIE WICHTIGSTEN VERSICHERUNGEN
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Am stärksten verbreitet
sind hierzulande die
Pkw-Haftpflicht- und die
Hausratversicherung. Es
gibt sie in acht von zehn
Haushalten, gefolgt von
der Lebensversicherung.
Dagegen ist eine Unfall-
versicherung ebenso 
wie eine Rechtsschutz-
versicherung in nicht
einmal jedem zweiten
Haushalt vorhanden.



Lautet der Vertrag über eine Versiche-

rungssumme von 40000 Euro, zahlt man

im Jahr etwa 80 bis 150 Euro Versiche-

rungsbeitrag.

Kfz-Haftpflichtversicherung

Im Gegensatz zur Privat-Haftpflichtversiche-

rung ist die Kfz-Haftpflichtversicherung

nicht freiwillig, sondern gesetzlich vorge-

schrieben, und zwar für alle Kfz-Fahrzeuge

(Pkw, Lkw, Motorrad, Moped, Mofa usw.).

Sie können unter über 100 verschiedenen

Kraftfahrtversicherern auswählen.

Als Fahrzeughalter sind Sie in aller Regel

verschuldensunabhängig schadenersatz-

pflichtig, wenn Sie zum Beispiel einen

Fußgänger oder Radfahrer verletzen (Ge-

fährdungshaftung). Kinder als Verkehrs-

teilnehmer haften erst nach Vollendung

des 10. Lebensjahres. Läuft beispielsweise

ein neunjähriges Kind urplötzlich auf die

Straße, so haben Sie bzw. Ihre Autohaft-

pflichtversicherung für den Schaden ein-

zustehen. Seit Inkrafttreten des neuen

Schadenersatzrechts im August 2002

kann über die Gefährdungshaftung auch

Schmerzensgeld beansprucht werden. Als

motorisierter Verkehrsteilnehmer müssen

Sie einfach mit dem Fehlverhalten von Fuß-

gängern, insbesondere Kindern, rechnen.

Europaweit geschützt: Die Versicherung

schützt den Kfz-Halter und jeden, der mit

dem Fahrzeug fährt, vor den Ansprüchen

geschädigter Verkehrsteilnehmer – und

das in ganz Europa. Bauen Sie mit dem

eigenen Auto oder dem eines Bekannten

einen Unfall, so wird das Unfallopfer ent-

schädigt. In der Regel sind auch die In-

sassen mitversichert.

Höherer Mindestschutz: Neun von zehn

Autofahrern schließen heute ihre Haft-

pflicht auf eine Deckungssumme von 

Zahlreiche Unternehmen versichern 

darüber hinaus Elementarschäden durch

Überschwemmung und Erdbeben, Erdsen-

kung und Erdrutsch sowie Lawinen und

Schneedruck.

Abgeschlossen wird auf eine bestimmte

Versicherungssumme; sie muss dem 

Neuwert aller Sachen entsprechen (ein-

schließlich Wertsachen, Teppichen, 

Kleidung und Sachen im Keller). 

Durch Neuanschaffungen und Preisanstieg

erhöht sich der Wert des Hausrats nach

Vertragsabschluss vielfach. Die Gefahr der

Unterversicherung wächst, kann aber re-

duziert werden, wenn Sie eine bestimmte

Versicherungssumme pro Quadratmeter

vereinbaren, beispielsweise 650 Euro/qm

und Unterversicherungsverzicht verein-

bart wird.

Ersetzt wird in der Regel der Neuwert. 

Das ist der Betrag, den man zur Wieder-

beschaffung von Sachen gleicher Art und

Güte benötigt. Da vieles von Jahr zu Jahr

teurer wird, muss man beim Wiederkauf

oft erheblich mehr zahlen als Jahre zuvor.

Auch auf Reisen oft versichert: Die Haus-

ratversicherung kommt sogar für bestimmte

Schäden außerhalb der eigenen vier Wände

auf: Sie zahlt in der Regel weltweit für Sa-

chen, die auf Reisen mitgeführt werden,

sich am Arbeitsplatz oder vorübergehend

außerhalb der Wohnung befinden. Erstattet

werden im Rahmen der Allgemeinen Haus-

ratversicherungsbedingungen, sofern nichts

anderes vereinbart ist, in der Regel bis zu

10 Prozent der Versicherungssumme.
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50 Millionen für Sachschäden und 7,5 bzw.

8 Millionen Euro je Person für Personen-

schäden ab. Der gesetzlich vorgeschriebene

Mindestschutz beträgt ab 18. Dezember

2007: 7,5 Millionen Euro für Personen-

schäden, 1 Million Euro für Sachschäden

(gegnerisches Fahrzeug samt Inhalt),

50 000 Euro für Vermögensschäden.

Die Beitragshöhe hängt weniger von der

Versicherungssumme als von der Schwere

des Risikos ab. Anfänger müssen daher

tiefer in die Tasche greifen, ebenso die

Fahrer bestimmter, oft PS-starker Auto-

typen. Wer jahrelang schadenfrei bleibt,

wird mit hohen Rabatten belohnt: Nach

22 Jahren zahlt er oft nur noch 30 Prozent

des Grundbeitrags.

Kriterien für Beitragshöhe: Seit Mitte 1994

können die Versicherer die Beiträge und

Tarifmerkmale in der Kfz-Haftpflichtver-

sicherung selbst festlegen. Wann und wie

oft sie die Beiträge verändern, welche

Schadenfreiheitsklassen und Rückstufun-

gen im Schadenfall gelten, wie hoch die

Aufschläge für Fahranfänger sind und ob

sie bestimmte Berufs- und Altersgruppen

begünstigen, liegt in ihrem Ermessen. Ab-

weichungen sind möglich und üblich.

Die Beitragshöhe Ihres Kfz-Haftpflicht-

schutzes hängt – nach bisher üblicher

Praxis – im Einzelnen von folgenden 

Kriterien ab:

›› der Zugehörigkeit zu einer Wagnisgruppe

(Pkw und Kombi, Motorrad, Lkw, 

Taxi u. a.)

›› der Berufsgruppe (Normaltarif, Tarif für

öffentlichen Dienst, Tarif für Landwirte)

›› dem Wohnort (die Regionalklassen-

einteilung ergibt sich aus der Zahl und

Schwere der Unfälle in den Zulassungs-

bezirken)

›› dem Schadenverlauf von Fahrzeugtypen

(Pkw-Typklassen)

›› der Zahl der schadenfreien Jahre 

(Rabattklassen)

›› der jährlichen km-Fahrleistung

›› dem Vorhandensein einer Garage oder

eines Carports

Wie sich der Schadenfreiheitsrabatt ent-

wickelt, hängt im weiteren Verlauf vom

Einzelnen selbst und seiner Fahrweise ab.

Wer im Laufe eines Jahres einen Unfall

verursacht und ihn von der Kfz-Haftpflicht-

versicherung bezahlen lässt, fällt die 

Rabattleiter runter. Hingegen rückt in eine

günstigere Klasse vor, wer während des

Versicherungsjahres (meist identisch mit

dem Kalenderjahr) schadenfrei bleibt.

Schadenstifter wird belangt – nie unver-

sichert fahren: Wer als Auto-, Motorrad-

oder Mofafahrer ohne Kfz-Haftpflichtschutz

fährt, macht sich nicht nur strafbar. Er muss

bei einem Unfall den Schaden auch aus

eigener Tasche zahlen. Der Verein „Ver-

kehrsopferhilfe“ der Autoversicherer kommt

zwar für den Schaden des Unfallopfers auf,

doch holt er sich seine Auslagen vom un-

versicherten Schädiger zurück. 
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Wichtig: 
Diebstahl, Raub und der
unbefugte Gebrauch des
Fahrzeugs durch betriebs-
fremde Personen sind
mitversichert. Dies gilt
auch für unter Verschluss
verwahrte oder am Fahr-
zeug befestigte Teile 
(z. B. Radio, Kindersitz,
Werkzeug, Warnkreuz)
und Schäden an der
Verkabelung durch Kurz-
schluss. 
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Bis zu 5 000 Euro kann die Kfz-Haftpflicht-

versicherung vom schuldigen Autofahrer

zurückverlangen, zum Beispiel wenn der

Unfall durch Alkohol oder Drogen mitver-

ursacht wurde.

Kaskoversicherung: Freiwillig ist der Schutz

des eigenen Fahrzeugs gegen Sachschäden.

Je nach Deckungsumfang unterscheidet

man zwischen der Teilkasko- und der Voll-

kaskoversicherung.

Teilkasko kommt bei Schäden durch Brand,

Explosion, Entwendung sowie für Elemen-

tarschäden (Sturm ab Windstärke 8, Hagel,

Blitzschlag, Überschwemmung), Glasbruch

und Zusammenstoß mit Haarwild auf. 

Vollkasko zahlt über den Teilkaskoschutz

hinaus für Unfallschäden am eigenen

Fahrzeug, auch wenn der Unfall selbst

verschuldet wurde. Sie zahlt auch, wenn

Schäden durch mut- oder böswillige Hand-

lungen Fremder entstehen. Etwa, wenn

Jugendliche oder Betrunkene die Karosserie

beschädigen.

Grobe Fahrlässigkeit vermeiden: Hat der

Versicherte den Schaden vorsätzlich oder

grob fahrlässig herbeigeführt, kann er leer

ausgehen. So muss er beispielsweise da-

rauf achten, dass die Autoschlüssel nicht

stecken gelassen werden, die Wagentüren

verschlossen sind und der Fahrer sich

zum Beispiel nicht während der Fahrt

bückt, um nach heruntergefallenem Klein-

geld zu suchen. Abhängig davon, wann der

Vertrag für die Kaskoversicherung abge-

schlossen wurde, kann grob fahrlässiges

Verhalten unterschiedliche Rechtsfolgen

nach sich ziehen.

Für Verträge, die bis zum 31. Dezember

2007 abgeschlossen wurden, gilt bis zum

31. Dezember 2008 das Versicherungsver-

tragsgesetz in alter Fassung (a. F.). Gemäß

§ 61 dieses Gesetzes (a. F.) kann der Ver-

sicherer bei mindestens grob fahrlässiger

Herbeiführung des Versicherungsfalls den

Versicherungsschutz vollständig versagen.

Seit dem 1. Januar 2008 gilt für zu 

diesem Datum abgeschlossene Versiche-

rungsverträge das neue Versicherungs-

vertragsgesetz. Dieses modifiziert das so

genannte „Alles-oder-nichts-Prinzip“.

Grob fahrlässiges Verhalten führt künftig

nicht automatisch zur Leistungsfreiheit.

Vielmehr muss innerhalb der groben Fahr-

lässigkeit nach der Schwere des Verschul-

dens differenziert werden. Anschließend

ist eine darauf bezogene Quote zu ermitteln.

Dies führt in der Regel zu einer Leistungs-

kürzung, kann aber in Fällen besonders

schwerer grober Fahrlässigkeit auch zur

vollständigen Leistungsfreiheit führen, etwa

wenn die Verursachung eines Unfalls auf

absolut fahruntauglichen Zustand zurück

zuführen ist.
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Bei einem Reparaturschaden zahlt die

Vollkaskoversicherung die Wiederherstel-

lungskosten einschließlich notwendiger

Nebenkosten (Transport zur nächsten

Werkstatt, einfache Ersatzteil-Frachtkosten).

Bei Totalschaden (Diebstahl oder Zer-

störung) ersetzt sie den Kaufpreis für ein

gleichwertiges gebrauchtes Fahrzeug

(Wiederbeschaffungswert), abzüglich even-

tueller Restwerte des Fahrzeugs sowie der 

vereinbarten Selbstbeteiligung (zum Bei-

spiel 150, 300, 500 oder 1 000 Euro). 

INSASSEN-UNFALLVERSICHERUNG

Auch Mitfahrer sind versichert: Anders als

die sehr viel umfassendere private Unfall-

versicherung (siehe rechts) beschränkt

sich die Kraftfahrtunfallversicherung (In-

sassen-Unfallversicherung) auf Unfall-

Leistungen im Zusammenhang mit dem

Betrieb des Fahrzeugs (einschließlich 

Ein- und Aussteigen, Be- und Entladen).

Deshalb kostet sie auch viel weniger. 

Gezahlt wird bei Tod und Invalidität – und

zwar unabhängig von der Schuldfrage. 

Leistungen aus etwaigen anderen 

Versicherungen werden nicht angerechnet.

Der Versicherungsschutz gilt entweder

pauschal für alle Insassen des Fahrzeugs

oder für einzelne Fahrzeugplätze (zum

Beispiel Fahrersitz).



PRIVATE UNFALLVERSICHERUNG

Am Arbeitsplatz, auf dem Weg in die Fabrik

und ins Büro wie auch auf dem Nach-

hauseweg ist jeder Arbeitnehmer gesetzlich

bei Unfällen versichert. Unfallgefahren

drohen aber sehr viel häufiger zu Hause

und in der Freizeit. Die wirtschaftlichen

Folgen, die mit einer dauernden Gesund-

heitsschädigung verbunden sind, können

für Sie und Ihre Familie unübersehbar sein.

Mit einer privaten Unfallversicherung schüt-

zen Sie sich und Ihre Angehörigen gegen

finanzielle Verluste.

Die gesetzliche Krankenversicherung zahlt

zwar die ärztliche Behandlung, leistet je-

doch nicht im Fall von Dauerschäden. Die

Haftpflichtversicherung deckt ausschließ-

lich Schäden, die man anderen zufügt,

nicht jedoch den Eigenschaden. 

Die private Unfallversicherung hingegen

gilt bei allen Unfällen innerhalb und außer-

halb des Berufes, rund um die Uhr und in

jedem Winkel der Welt. Hinzu kommt: Auf

die Leistungen der privaten Police werden

Zahlungen aus der gesetzlichen Unfallver-

sicherung oder Haftpflichtentschädigungen

nicht abgezogen. 

Versichert ist in erster Linie der Dauer-

schaden (Invalidität). Für die Versicherung

liegt lnvalidität dann vor, wenn die körper-

liche oder geistige Leistungsfähigkeit des

Versicherten durch einen Unfall auf Dauer

beeinträchtigt ist; sie muss innerhalb eines

Jahres nach dem Unfall festgestellt werden.

Bei vollständiger Invalidität wird die volle,

bei Teilinvalidität der dem Grad der 

Invalidität entsprechende Teil der Invali-

ditätssumme ausgezahlt. Der Grad der

Invalidität wird nach der so genannten

Gliedertaxe bemessen, die Bestandteil

des Versicherungsvertrages ist. So werden

beispielsweise für den Verlust eines 

Daumens in aller Regel 20 Prozent, den

eines Auges 50 Prozent und den beider

Augen 100 Prozent der Invaliditäts-

summe fällig. 

Bei schwerer Invalidität lässt sich neben

der einmaligen Invaliditätsleistung auch

eine lebenslange monatliche Rente mit

dem Versicherer vereinbaren.

Entscheiden Sie sich für eine „progressive

Unfallversicherung“, so steigt die Invalidi-

tätsleistung mit zunehmendem Invalidi-

tätsgrad überproportional – meist bis zum

Zwei- und Dreifachen der Versicherungs-

summe. 

Stirbt der Versicherte innerhalb eines Jah-

res an den Folgen eines Unfalls, wird die

vereinbarte Todesfallleistung ausgezahlt.

Als weitere Versicherungsleistungen las-

sen sich vereinbaren: ein Tagegeld für die

Dauer der ärztlichen Behandlung, ein

Krankenhaustagegeld für jeden Tag, den

man in einer Klinik verbringen muss, u. a.

Bei Trunkenheit kein Schutz: Einige Risiken

sind nicht versichert. Dies gilt insbesondere

für Unfälle infolge von Bewusstseins-

störungen (zum Beispiel Trunkenheit), 

für vorsätzliche Selbstbeschädigung und

Selbstmord, grundsätzlich auch für Infek-

tionen und Vergiftungen. Das Unfallrisiko

als Berufs- oder Sportflieger, Drachenflieger

und Fallschirmspringer ist nur über einen

Zusatzschutz gedeckt.
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Die Unfallversicherung mit Beitragsrück-

zahlung verbindet den Unfall-Risikoschutz

mit den Leistungen einer Kapitalversiche-

rung: Am Ende der vereinbarten Vertrags-

laufzeit – oder im Falle des Todes des 

Versicherten – werden die Beiträge sowie

die während der Laufzeit wachsende Ge-

winnbeteiligung aus den erwirtschafteten

Kapitalerträgen zurückgezahlt. Alle Leis-

tungen der Kapitalversicherung werden

auch dann fällig, wenn der Versicherer

schon für Unfälle gezahlt hat.

Kinder können mit einer Kinderinvaliditäts-

versicherung – etwa als Zusatzdeckung der

privaten Unfallversicherung – zusätzlich 

gegen krankheitsbedingte Invalidität abge-

sichert werden.

Senioren können sich neuerdings mit einer

Senioren-Unfallversicherung absichern.

Sie bietet zahlreiche Hilfs- und Pflegeleis-

tungen, um den Versicherten nach einem

Unfall die Bewältigung des Alltags zu er-

leichtern. Dazu gehören insbesondere die

häusliche Pflege, aber auch weitere Leis-

tungen, wie etwa ein Menüservice, die Er-

ledigung von Einkäufen oder das Putzen

der Wohnung. 

Gesorgt wird auch für pflegebedürftige

Angehörige, um die sich der Versicherte

normalerweise kümmert. Die Senioren-

Unfallversicherung leistet auch bei be-

stimmten alterstypischen Verletzungen,

die nicht durch einen Unfall verursacht

wurden (z. B. Oberschenkelhalsbruch).

ALTERS- UND 
RISIKOVORSORGEPRODUKTE 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Ent-

wicklung in der gesetzlichen Rentenver-

sicherung kommt der privaten Vorsorge 

eine immer größere Bedeutung zu. Obwohl

der überwiegende Teil der Arbeitnehmer-

haushalte in Deutschland eine Lebens-

oder private Rentenversicherung besitzt,

ist der Umfang der kapitalgedeckten Vor-

sorge aber nach wie vor zu niedrig. 

Private Rentenversicherung

Die private Rentenversicherung bietet die

notwendige, kontinuierliche Absicherung

im Alter. Bei dieser Versicherung wird

Kapital, das für die Rentenzahlung im Alter

benötigt wird, über einen meist sehr langen

Zeitraum durch laufende Beitragszahlung

angespart. 

Die Auszahlung der vereinbarten Rente

beginnt in den meisten Fällen zwischen

dem 60. und dem 65. Geburtstag. Die

Versicherer garantieren ihren Kunden eine

lebenslange Rentenzahlung in einer be-

stimmten Höhe. Diese ergibt sich aus

dem garantierten Höchstrechnungszins,

mit dem das aufgebaute Kapital verzinst

wird. Dieser Zinssatz liegt aktuell bei maxi-

mal 2,25 Prozent für Neuverträge. 

Über diese garantierte Rente hinaus wird

der Versicherte an den erwirtschafteten

Kapitalüberschüssen zu mindestens 

90 Prozent beteiligt. Wie hoch die Über-

schussbeteiligung bei Vertragsende sein

wird, kann zum Zeitpunkt des Vertragsab-

schlusses nicht mit Sicherheit vorhergesagt

werden. Sie hängt überwiegend von der

Entwicklung am Kapitalmarkt ab. 

53

Weitere Informationen
über die neuen Förder-
möglichkeiten und die
geförderten Produkte 
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„Versicherungen 
klipp + klar“, die wir 
Ihnen auf Wunsch 
gerne kostenlos zur 
Verfügung stellen. 
Bestell-Hotline: 
08 00/742 43 75



Ihr Verlauf wird anhand verschiedener

Zinsszenarien beispielhaft dargestellt. Mit

dem privaten Rentenversicherungsvertrag

kann eine Rentengarantiezeit vereinbart

werden, die den Hinterbliebenen, im Falle

des Todes des Versicherten, eine zeitlich

befristete Rente (Garantierente) sichert.

Die Beiträge für private Rentenversiche-

rungen, die nach dem 31. Dezember 2004

abgeschlossenen wurden, sind nicht mehr

als Sonderausgaben abziehbar.

Bei lebenslänglichen Bezügen aus einer

privaten Rentenversicherung können eben-

so wie bei Altersrenten der gesetzlichen

Rentenversicherung Steuern fällig werden.

Im Gegensatz zur gesetzlichen Rentenver-

sicherung wird jedoch nur der so genannte

Ertragsanteil der Rente der Besteuerung

mit dem persönlichen Steuersatz unter-

worfen. Der Ertragsanteil einer Rente 

beträgt beispielsweise bei einem Renten-

beginn im Alter von 65 Jahren 18 Prozent,

bei einem Rentenbeginn im Alter von 

50 Jahren 30 Prozent.

Staatlich geförderte Altersvorsorgeprodukte

(„Riester-Rente“)

Mit der zum 1. Januar 2002 in Kraft ge-

tretenen Rentenreform ist neben den Ein-

schnitten in der gesetzlichen Rente auch

eine Förderung der kapitalgedeckten Alters-

versorgung verabschiedet worden. Die

Rentenreform führt damit zu einer Neuaus-

richtung unseres Alterssicherungssystems.

Da die neu geförderte private und betrieb-

liche Altersversorgung die staatliche Rente

teilweise ersetzten soll, muss sie bestimmte

Qualitätskriterien einhalten. Daher werden

nur Produkte gefördert, die bestimmte

Mindestkriterien erfüllen. So werden bei

der privaten Altersvorsorge zum Beispiel

nur zertifizierte Verträge gefördert, die 

lebenslange Leistungen vorsehen und

mindestens die eingezahlten Beiträge plus

staatlicher Zulagen zu Beginn der Auszah-

lungsphase garantieren.  

Förderung erhalten alle Pflichtversicherten

der gesetzlichen Rentenversicherung (zum

Beispiel Arbeitnehmer, Auszubildende,

bestimmte Selbstständige, Bezieher von

Arbeitslosengeld I oder II) und der Alters-

sicherung der Landwirte sowie Beamte,

Richter und Soldaten. Durch die Reform

der Zusatzversorgung Ende 2001 sind

auch die Arbeitnehmer des öffentlichen

Dienstes in den Kreis der förderberechtigten

Personen aufgenommen worden. Einbe-

zogen sind ebenfalls die beurlaubten und

insichbeurlaubten Beamten, deren Beur-

laubung ruhegeldfähig ist. Gehört ein Ehe-

partner dem begünstigten Personenkreis

an, so kann auch der andere Partner mit

einem eigenen zertifizierten Vorsorgever-

trag gefördert werden. 

Die Förderung seit dem 1. Januar 2002

besteht aus zwei Komponenten:

der direkten Zulage und dem gegebenen-

falls zusätzlichen Sonderausgabenabzug.

Die Förderung baute sich in vier Stufen

bis 2008 auf. Wer einen eigenen zertifi-

zierten Altersvorsorgevertrag abgeschlossen

und ausreichend eigene Beiträge geleistet

hat, erhält von der Zulagenstelle je Kalender-

jahr auf Antrag die volle Zulage auf seinen

Altersvorsorgevertrag. Es gibt eine Grund-

zulage und ggfs. Kinderzulagen.
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Die volle Grundzulage beträgt 154 Euro.

Für jedes Kind, für das man Kindergeld

bezieht, gibt es eine Kinderzulage in Höhe

von 185 Euro. Die Kinderzulage für Kinder,

die nach dem 31. Dezember 2007 geboren

sind, wurde auf 300 Euro erhöht. Die Bei-

träge für die Riester-Rente können bei der

Einkommensteuerveranlagung auch als

Sonderausgaben berücksichtigt werden.

Das Finanzamt prüft, ob diese Form der

Förderung günstiger ist. Ist dies der Fall,

bekommt der Begünstigte die über die

Zulage hinausgehende Steuerermäßigung

direkt erstattet. Im Jahr können maximal

2 100 Euro an Beiträgen als Sonderausga-

ben vom zu versteuernden Einkommen

abgezogen werden. 

Wer in den Genuss der vollen Zulage ge-

langen will, muss jedoch mindestens vier

Prozent seines beitragspflichtigen Vorjahres-

einkommens (bzw. Besoldung oder Amts-

bezüge) – einschließlich staatlicher Zulage –

als Eigenleistung in die neue private

Altersvorsorge zahlen. Maximal sollten 

jedoch nur die als Sonderausgaben ab-

zugsfähigen Beiträge – einschließlich der

Zulage – eingezahlt werden (2 100 Euro).

Bei Personen mit geringem Einkommen

und Kindern kann es sein, dass die Zulagen

bereits den Aufwendungen von einem

Prozent bis vier Prozent des beitragspflich-

tigen Vorjahreseinkommens entsprechen

oder diese gar übersteigen. Dann muss

ein bestimmter Sockelbetrag geleistet wer-

den, um die volle Zulage zu bekommen. 

Dieser Sockelbetrag beträgt seit 2005

und für die Folgejahre einheitlich 60 Euro.

Sind die geleisteten Beiträge niedriger als

der jeweilige Mindesteigenbeitrag, wird die

Zulage anteilig gekürzt. 

Durch das Alterseinkünftegesetz hat es

zum 1. Januar 2005 einige Vereinfachun-

gen und Flexibilisierungen bei der „Ries-

ter-Rente“ gegeben. Beispielhaft seien ge-

nannt:

›› Die Einführung des so genannten

Dauerzulagenantrages. Der Kunde

muss nun künftig nicht mehr jährlich

einen Antrag auf staatliche Förderung

stellen. Bei Vertragsabschluss kann 

er dem Versicherungsunternehmen

hierfür eine Vollmacht erteilen.

›› Mit Beginn der Rentenzahlung ist eine

Teilauszahlung von bis zu 30 Prozent

des Altersvorsorgevermögens möglich.

Ferner regelt das Alterseinkünftegesetz,

dass die Anbieter von „Riester-Renten“ 

ab 2006 für Neuverträge „geschlechts-

neutrale“ Tarife anbieten müssen. Trotz

der längeren Lebenserwartung von Frauen

und der damit auch längeren Laufzeit ihrer

Renten darf dann nicht mehr zwischen

Männern und Frauen differenziert werden.

Steuerliche Behandlung der „Riester-Rente“

Wie werden die Leistungen aus der 

„Riester-Rente“ steuerlich behandelt?

Für die geförderten Beiträge zur neuen 

Altersvorsorge zahlt der Steuerpflichtige 

im Ergebnis keine Einkommensteuer.

Im Rahmen der so genannten nachgela-

gerten Besteuerung sind die „Riester-

Renten“ grundsätzlich in vollem Umfang

steuerpflichtig. Allerdings bietet die späte

Besteuerung für die meisten Vorteile, 

da die steuerliche Belastung im Alter re-

gelmäßig niedriger ist als während der

Erwerbstätigkeit.
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Hat ein Steuerpflichtiger mehr als den 

förderfähigen Höchstbetrag in eine Riester-

Rente eingezahlt, werden die Leistungen

aus den darüber hinaus eingezahlten Bei-

trägen nur mit dem Ertragsanteil besteuert,

denn diese Beiträge hat er ja bereits aus

versteuertem Einkommen geleistet. Das

heißt, es erfolgt bei den Überzahlungen

eine Besteuerung wie bei den herkömmli-

chen privaten Rentenversicherungen.

Staatlich geförderte Basisrente

Mit dem zum 1. Januar 2005 in Kraft ge-

tretenen Alterseinkünftegesetz wurde eine

weitere, neue Form der steuerlich geför-

derten kapitalgedeckten Altersversorgung

zur Verfügung gestellt: die so genannte

„Basisrente“. Hierbei handelt es sich um

eine private Rentenversicherung, die 

Leistungen frühestens ab Vollendung des 

60. Lebensjahres in Form einer lebens-

langen Leibrente vorsieht. 

Hinterbliebenenleistungen sind nur an

den Ehegatten und die Kinder mit einem

Lebensalter von maximal 25 Jahren zu-

lässig. Im Unterschied zur „Riester-Rente“

sind keine Kapitalzahlungen möglich. Die

Förderung erfolgt ausschließlich durch 

einen Sonderausgabenabzug der Beiträge

im Rahmen der Einkommensteuerveranla-

gung. Erstmals für das Jahr 2005 konnten

60 Prozent der Beiträge zur Basisrente

steuermindernd geltend gemacht werden.

In den nachfolgenden Jahren steigt der

Anteil um 2 Prozentpunkte, so dass 2025

100 Prozent der Beiträge zu berücksich-

tigen sind. Im Jahr 2008 sind es demnach

66 Prozent.

Der Besteuerungsanteil der Rente richtet

sich – wie bei der gesetzlichen Rentenver-

sicherung auch – danach, ab welchem Jahr

die Rente erstmals bezogen wird. Wird sie

ab dem Jahr 2040 bezogen, ist sie vorbe-

haltlich des dann maßgeblichen steuer-

freien Existenzminimums zu 100 Prozent

steuerpflichtig.

Weitere Informationen hierzu gibt Ihnen

die Broschüre „Die neue Rente“ aus 

unserer Reihe „Versicherungen klipp + klar.

Betriebliche Altersversorgung

Steuerlich geförderte Altersvorsorge ist

aber auch im Rahmen der betrieblichen

Altersversorgung möglich. Jeder Arbeit-

nehmer, der in der gesetzlichen Rentenver-

sicherung pflichtversichert ist, kann von

seinem Arbeitgeber verlangen, dass ein

Teil seines Entgelts für seine betriebliche

Altersversorgung steuerfrei verwendet wird.

Als Durchführungsweg der betrieblichen

Altersversorgung stehen hier insbesondere

die Direktversicherung, Pensionskasse und

Pensionsfonds zur Verfügung.
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Weitere Informationen zu diesem Thema

gibt Ihnen die Broschüre „Die betriebliche

Altersversorgung“ aus unserer Reihe Ver-

sicherungen klipp + klar.

Kapitallebensversicherung:

Anders als die Risikolebensversicherung

(siehe S. 58) bietet die Kapitallebensver-

sicherung sofort doppelte Sicherheit: Hin-

terbliebenenschutz plus Vorsorge für das

eigene Alter. 

Am günstigsten fährt, wer –  wegen des

geringeren Sterberisikos – bereits in jungen

Jahren einen Vertrag abschließt. Wie sich

das Abschlussalter und die Vertragslaufzeit

auf die Beitragshöhe auswirken, zeigt die

Tabelle auf.

Stirbt der Versicherte vor Vertragsablauf,

erhalten die Hinterbliebenen die vereinbarte

Todesfallsumme zuzüglich der bis dahin

angefallenen Überschussanteile. Die Höhe

der Todesfallsumme ist meist mit der Höhe

der Versicherungssumme bei Ablauf iden-

tisch. Bei Unfalltod verdoppelt sich die

Versicherungssumme, sofern dies verein-

bart ist.
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Da das Versorgungs-
kapital in aller Regel 
im Alter benötigt wird, 
werden die Verträge 
gewöhnlich über eine
Laufzeit von 25 bis 30
Jahren abgeschlossen.
So kann man mit ver-
hältnismäßig niedrigen
Beiträgen langfristig 
ein ansehnliches Vermö-
gen für das Alter bilden. 
Auch kürzere Laufzeiten
sind selbstverständlich
möglich. 

Wie schon die private Rentenversicherung

bietet auch die Kapitallebensversicherung

die Sicherheit einer garantierten Leistung zu

einem garantierten Beitrag. Bei heute abge-

schlossenen Verträgen wird der Kalkulation

der garantierten Leistung ein Rechnungs-

zins von 2,25 Prozent zugrunde gelegt. 

Der Höchstrechnungszins wird vom Bun-

desfinanzministerium in Abstimmung 

mit der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-

tungsaufsicht aufgrund einer Rechtsvor-

schrift regelmäßig ermittelt und festgesetzt. 

Der Rechnungszins darf 60 Prozent des

zehnjährigen Durchschnittssatzes der euro-

päischen Staatsanleihen nicht übersteigen.

Da die Verzinsung von Staatsanleihen in

den neunziger Jahren gesunken ist, wurde

der Höchstrechnungszins zum 1. Juli 2000

von 4 Prozent auf 3,25 Prozent reduziert.

Zum 1. Januar 2004 erfolgte eine weitere

Anpassung auf 2,75 Prozent. Seit 1. Januar

2007 gilt der Höchstrechnungszins von

2,25 Prozent.

Neben der garantierten Leistung fallen 

in der Regel auch Überschüsse an. Wie

sich die Leistung inkl. Überschussgut-

haben tatsächlich entwickelt hat, teilen

die Lebensversicherungsunternehmen 

ihren Kunden mit. 



In den ersten Jahren nach Vertragsab-

schluss fällt die Überschussbeteiligung

noch vergleichsweise niedrig aus. Die

Übernahme des Risikos wie auch die 

Kosten für den Vertragsabschluss, die

Auftragsbearbeitung und – bei hohen

Summen – die Gesundheitsprüfung wirken

sich hier aus. Am stärksten entwickeln 

sich Deckungskapital und Überschuss-

beteiligung in den letzten Jahren vor

Vertragsende, so dass sich eine Kündigung

gerade in dieser Phase nicht lohnt. 

Steuerliche Behandlung

Die Beiträge für Kapitallebensversiche-

rungen, die nach dem 31. Dezember 2004

abgeschlossen wurden, sind durch die

Änderungen des Alterseinkünftegesetzes

nicht mehr als Sonderausgaben abzugsfähig.

Die in der im Erlebensfall ausgezahlten

Lebensversicherungssumme enthaltenen

Erträge sind grundsätzlich in voller Höhe

steuerpflichtig. Sofern die Laufzeit der 

Versicherung mindestens 12 Jahre beträgt

und die Versicherungssumme nach Voll-

endung des 60. Lebensjahres ausgezahlt

wird, so ist nur die Hälfte der Erträge steu-

erpflichtig. 

Verträge, die vor dem 1. Januar 2005 ab-

geschlossen wurden, können wie bisher

unter den bislang geltenden Vorausset-

zungen steuerfrei ausgezahlt werden. Zu

diesen Voraussetzungen gehören insbe-

sondere eine Beitragszahlungsdauer von

mindestens 5 Jahren sowie eine Vertrags-

laufzeit von mindestens 12 Jahren.

Risikolebensversicherung: Wer jung und

knapp bei Kasse ist, wird wohl zunächst

eine reine Risikolebensversicherung ab-

schließen. Bei Tod des Versicherten erhalten

die Hinterbliebenen die volle Versicherungs-

summe, selbst wenn erst ein einziger Ver-

sicherungsbeitrag gezahlt worden ist.

Gerade für junge Familien bietet die

Risikolebensversicherung einen überaus

wichtigen Schutz. Denn wenn der Ernährer

ausfällt, ergeben sich ohne ausreichende

Vorsorge häufig finanzielle Schwierigkeiten. 

Alleinstehende mit Kindern haben es in 

aller Regel schwer, Beschäftigungsmög-

lichkeiten mit ausreichendem Verdienst

zu finden. Und die gesetzliche Renten-

versicherung zahlt in der Regel erst

nach 60 Monatsbeiträgen Witwen- und

Waisenrenten.

Beiträge zu einer Risikolebensversiche-

rung sind neben anderen Versicherungs-

beiträgen – insbesondere zur Kranken-, 

Berufsunfähigkeits-, Pflege-, und 

Haftpflichtversicherung – in begrenztem

Umfang als Sonderausgaben abziehbar.

Der Höchstbetrag liegt für Selbstständige

bei 2 400 Euro, für Arbeitnehmer und

Beamte bei 1 500 Euro.
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Beispiel:
Ein Mann und eine Frau
schließen mit 30 Jahren
je eine Rentenversi-
cherung ab. Nach der 
Rententafel der Lebens-
versicherer hat der Mann
zu diesem Zeitpunkt
noch eine Lebenserwar-
tung von fast 64 Jahren,
die Frau von rund 68
Jahren. In diesen Rest-
lebenserwartungen ist
zum einen berücksichtigt,
dass die Lebenserwar-
tung aufgrund des allge-
meinen Trends künftig
noch steigen wird, zum
anderen sind die vorge-
schriebenen Sicherheits-
zuschläge enthalten.

Bei Rentenversicherun-
gen ist der Beitrag für
die Frau höher als für den
Mann, denn sie erhält 
die Rentenzahlung wahr-
scheinlich über einen
längeren Zeitraum. Um-
gekehrt sind die Beiträge
für Kapitallebensversi-
cherungen und Risikover-
sicherungen für Frauen
aufgrund ihrer geringeren
Sterbewahrscheinlichkeit
günstiger. 

Lebenserwartung

Männer bzw. Frauen haben in 2008 folgende 
Restlebenserwartung nach der Sterbetafel DAV 2004 R 
für Rentenversicherungen

Alter Frauen Männer

0 102,6 98,7

10 91,2 87,2

20 79,5 75,3

30 67,8 63,5

40 56,1 51,8

50 44,6 40,4

60 33,4 29,4

70 22,7 19,3

80 13,2 9,0

90 6,8 5,5
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Berufsunfähigkeitsversicherung:

Die dauernde Beeinträchtigung der Berufs-

fähigkeit durch Krankheit, Körperverletzung

oder Kräfteverfall kann den Einzelnen wie

die Familie in große finanzielle Schwierig-

keiten bringen – zumal dieses Risiko von

der gesetzlichen Rentenversicherung für

jüngere Versicherte nicht mehr abgedeckt

wird. Zumindest das finanzielle Risiko der

Berufsunfähigkeit können Sie im Rahmen

einer Zusatzversicherung zur Kapitallebens-,

zur Risikolebens- oder zur Rentenversi-

cherung oder über einen selbstständigen

Versicherungsvertrag (selbstständige Be-

rufsunfähigkeitsversicherung) mildern bzw.

ganz ausschließen. Der Versicherungsfall

liegt im Allgemeinen ab mindestens 50 Pro-

zent Berufsunfähigkeit vor. Soweit vertraglich

vereinbart, wird auch bei der Zusatzversi-

cherung eine Rente ausbezahlt. Von weite-

ren Beitragszahlungen bleiben Sie frei.

Die Ausbildungs- oder die Heiratskapital-

versicherung werden meist schon in den

ersten Lebensjahren des Kindes abge-

schlossen. Versicherte und damit Beitrags-

zahler sind in der Regel Vater oder Mutter,

bei der Heiratskapitalversicherung, früher

Aussteuerversicherung genannt, zusätz-

lich noch das Kind. 

Bei der Ausbildungsversicherung wird

die Versicherungsleistung meist zu einem 

festen Termin, zum Beispiel zum Studien-

beginn des Kindes fällig, bei der Heirats-

kapitalversicherung dagegen bei der Heirat,

spätestens zum 25. Geburtstag des 

Jugendlichen. Stirbt bei einer der beiden

Versicherungsformen der Versorger und

Beitragszahler, so läuft der Vertrag beitrags-

frei weiter.

Private Krankenversicherung:

Neben der gesetzlichen Krankenversi-

cherung (GKV) ist die private Krankenver-

sicherung (PKV) die zweite tragende Säule

des bundesdeutschen Krankenversiche-

rungssystems. Die etwa 50 privaten 

Anbieter übernehmen den vollen Versiche-

rungsschutz für Personen, die nicht gesetz-

lich versichert zu sein brauchen. 

Das sind Selbstständige, Beamte, Freibe-

rufler, Studenten sowie Angestellte und

Arbeiter mit einem Einkommen oberhalb

der Versicherungspflichtgrenze. 

Durch Inkrafttreten des GKV-Wettbewerb-

stärkungsgesetzes zum 1. April 2007 gilt

2008 bezüglich der Versicherungspflicht-

grenze folgende Regelung:

›› Arbeitnehmer mit einem Jahresbrutto-

einkommen von mehr als 48 150 Euro

sind versicherungsfrei, wenn sie drei

aufeinanderfolgende Kalenderjahre

oberhalb der jeweils geltenden Versiche-

rungspflichtgrenze verdient haben.

›› Abweichend davon gilt für Arbeitnehmer,

die am 31. Dezember 2002 wegen

Überschreitens der bis dahin geltenden

Versicherungspflichtgrenze (40 500 Euro)

versicherungsfrei und bei einem privaten

Krankenversicherungsunternehmen in

einer substitutiven Krankenversicherung

versichert waren, eine Versicherungs-

pflichtgrenze von 43 200 Euro. 

Beide Grenzen werden jährlich entspre-

chend der durchschnittlichen Lohn- und

Gehaltsentwicklung angehoben. 

Außer der Vollversicherung bieten die 

privaten Krankenversicherungen ergänzen-

den Versicherungsschutz für gesetzlich

Versicherte zur Erfüllung individueller

Wünsche, vor allem für die Bereiche

Krankenhaus, Zahnbehandlung und Aus-

landsreisen, an.

Nicht erwerbstätige 
Kinder sind bis zum 
23. Lebensjahr in der
Krankenversicherung
ihrer Eltern mitversichert,
Kinder in Schul- oder
Berufsausbildung bis
zum 25. Lebensjahr. 
Für jedes versicherte
Familienmitglied wird ein
eigener Beitrag erhoben.
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Für eine private Vollversicherung haben

sich rund 8,5 Millionen Bundesbürger

entschieden. Eine private Zusatzversiche-

rung im ambulanten Bereich sowie für die

Unterbringung im Ein- oder Zweibettzimmer

und Chefarztbehandlung im Krankenhaus

können etwa 5,9 bzw. 5,1 Millionen gesetz-

lich Krankenversicherte vorweisen. Zahn-

tarife haben etwa 9,4 Millionen Personen

abgeschlossen. Darüber hinaus sind rund

21,1 Millionen Bundesbürger im Jahr auf

Auslandsreisen privat krankenversichert.

Krankenversicherungsarten: Im Einzelnen

unterscheidet man beim privaten Versiche-

rungsschutz zwischen

›› der Krankheits-Vollversicherung, dem

privaten Gegenstück zur gesetzlichen

Krankenversicherung, zugleich die 

tragende Säule der PKV (sie gilt in 

ganz Europa, weltweit bei Reisen 

mindestens einen, in der Regel bis zu

drei Monate)

›› der Krankheits-Zusatzversicherung

(für gesetzlich Versicherte, die z. B.

Wahlleistungen im Krankenhaus oder

Zahnersatz zusätzlich versichert haben

möchten)

›› der Krankentagegeldversicherung

(sichert durch Tagegelder das 

Einkommen bei Arbeitsunfähigkeit) 

›› der Krankenhaustagegeldversicherung

(zahlt den vereinbarten Geldbetrag für

jeden Tag des Krankenhausaufenthalts

zeitlich unbegrenzt und unabhängig 

von allen anderen Leistungen) 

›› der Auslandsreisekrankenversicherung

für kurze oder längere Auslandsauf-

enthalte.

Grundsätzlich gilt: Je niedriger das Eintritts-

alter, desto geringer der Beitrag. 

Seit Juli 1994 bieten alle privaten Kranken-

versicherungen einheitlich den so ge-

nannten Standardtarif an. Die Leistungen

entsprechen im Wesentlichen denen der

gesetzlichen Krankenkassen; der Beitrag

ist auf den durchschnittlichen Höchstbeitrag

der gesetzlichen Krankenversicherung

begrenzt. Die meisten Versicherten zahlen

allerdings einen deutlich niedrigeren Bei-

trag. Voraussetzung für diese kostengüns-

tige Versicherungsform ist, dass man eine

mindestens zehnjährige Versicherungszeit

in der PKV aufweist. Seit 1. Juli 2007 kön-

nen sich Personen, die nicht versichert

sind, aber der privaten Krankenversiche-

rung zuzurechnen sind, im modifizierten

Standardtarif versichern.

Versicherer darf nicht kündigen:

Wichtig für die Vollversicherung: Auf das

in der Individualversicherung sonst ver-

tragsübliche Kündigungsrecht haben die

privaten Krankenversicherer ausdrücklich

verzichtet. Keiner wird vor die Tür gesetzt,

auch wenn er über Jahre hohe Arzt- und

Krankenhausrechnungen verursacht. Hin-

gegen kann jeder Versicherte den Vertrag

kündigen.

Auslandsreisekrankenversicherung:

Gesetzlich versicherte Personen sind auf

Auslandsreisen nur dann über ihre Kran-

kenkasse geschützt, wenn sie sich in einem

Land befinden, das zum Europäischen

Wirtschaftsraum (EWR) gehört oder mit

dem ein Sozialversicherungsabkommen

besteht. Eine private Auslandsreisekranken-

versicherung gilt hingegen weltweit.

Anders als die gesetzliche Krankenver-

sicherung kommt die Auslandsreisekran-

kenversicherung zudem in der Regel auch

für einen notwendigen Krankentransport

vom Ausland in die Heimat auf. Überfüh-

rungskosten bei Tod bzw. im Ausland 

anfallende Bestattungskosten werden ge-

wöhnlich bis zu einer im Vertrag verein-

barten Summe übernommen.

Ausgehend von der 
10-jährigen Versiche-
rungszeit in der PKV 
als Grundbedingung
können folgende 
Personengruppen in
den Standardtarif
wechseln:
I Personen, die das 

65. Lebensjahr 
vollendet haben; 

I Personen, die das 
55. Lebensjahr 
vollendet haben, 
bei einem Einkommen
unter der Jahresar-
beitsentgeltgrenze; 

I Personen vor Vollen-
dung des 55. Lebens-
jahres, wenn ihr 
Einkommen unter 
der Jahresarbeits-
entgeltgrenze liegt 
und sie eine Rente 
aus der gesetzlichen
Rentenversicherung
oder ein Ruhegehalt
nach beamtenrecht-
lichen Vorschriften 
beziehen. 

Außerdem steht der 
Standardtarif Beamten
mit Vorerkrankungen 
sowie deren berück-
sichtigungsfähigen 
Angehörigen für einen
Zeitraum von sechs 
Monaten nach der Ver-
beamtung offen.
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Altersgrenzen beachten – für wenig Geld

im Ausland geschützt: Einige Unternehmen

versichern nur Reisende bis zum Alter 

von 65–69 Jahren, andere kennen kein

Höchsteintrittsalter. Der Versicherungs-

schutz ist sehr preiswert. Zeitlich befristete

Tarife kosten pro Person und Tag weniger

als 1 Euro, Jahrespolicen pauschal 

zwischen 8 und 15 Euro. 

Bei den Jahrespolicen besteht Versiche-

rungsschutz innerhalb eines Jahres für 

eine vorher festgelegte Höchstzeit von

Reisewochen – egal wann und wie oft Sie

verreisen. Darüber hinaus bieten einige

private Krankenversicherungsunternehmen

spezielle Tarife für langfristige Auslands-

aufenthalte von bis zu mehreren Jahren

Dauer an.

PRIVATE PFLEGEVERSICHERUNG

Seit 1995 sind die Bürger verpflichtet,

sich staatlich oder privat gegen das Risiko

der Pflegebedürftigkeit zu versichern (siehe

auch S. 30 f.).

Es gilt der Grundsatz: „Pflegeversicherung

folgt Krankenversicherung.“ Pflichtversi-

cherte der gesetzlichen Krankenversiche-

rung (GKV) fallen automatisch unter den

Schutz der sozialen Pflegeversicherung,

während die Mitglieder der privaten Krank-

heitsvollversicherung privat pflegeversi-

chert sind. 

Freiwillig gesetzlich Versicherte haben 

die Wahl zwischen sozialer und privater

Pflegepflichtversicherung.

Leistungen und Beiträge: Die private

Pflegeversicherung weist den gleichen

Leistungsumfang auf wie die gesetzliche

Alternative. Die Beiträge werden – anders

als in der sozialen Pflegeversicherung –

altersabhängig und wagnisgerecht kalku-

liert. Daher können Vorerkrankungen Risi-

kozuschläge zur Folge haben. Dennoch

liegt der Betrag für die private Pflegepflicht-

versicherung, insbesondere wenn der

Wechsel zur PKV in jungen Jahren erfolgt,

in der Regel deutlich unter dem Höchst-

beitrag zur sozialen Pflegeversicherung. 

Nach einer Vorversicherungszeit in der

privaten Pflegepflichtversicherung von 

5 Jahren darf der Beitrag eines Versicherten

den Höchstbeitrag der sozialen Pflegever-

sicherung nicht übersteigen.

Wie in der sozialen Pflegeversicherung

übernimmt der Arbeitgeber den halben

Beitrag des Arbeitnehmers, aber maximal

nur bis zur Hälfte des Höchstbeitrages

(siehe Tabelle Seite 74).

Deutschland wird alt

Anteile der Altersgruppen an der Bevölkerung 
Gesamtdeutschland in Prozent

60 Jahre und älter

20 bis 59 Jahre

bis 19 Jahre

15

1950 1991 2040

50

35

20

58

22

34

48

18
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Ergänzende Eigenvorsorge: Ein Heimplatz

kostet heute bei Pflegestufe III im Durch-

schnitt gut 2 700 Euro monatlich. Es sind

aber auch weitaus höhere Beträge möglich.

Da die Pflegepflichtversicherung bei weitem

nicht alle zu Hause oder im Heim anfallen-

den Kosten deckt, ist eine ergänzende 

private Absicherung sinnvoll.

Bis zum 31. Dezember 2004 konnten 

alle Steuerpflichtigen, die nach dem 

31. Dezember 1957 geboren sind, in ihrer

Steuererklärung die Beiträge für eine

Pflegezusatzversicherung bis zu 184 Euro

gesondert geltend machen. Das zu ver-

steuernde Einkommen wurde dann ent-

sprechend gemindert. Ab dem 1. Januar

2005 sind solche Beiträge für alle Versi-

cherten wie bisher als Vorsorgeaufwendun-

gen absetzbar im Rahmen der veränderten

Höchstbeträge nach § 10 Abs. 4 EStG. 

Bis 2019 wird außerdem vom Finanzamt

automatisch die alte Regelung angewendet,

wenn sie für den Steuerpflichtigen insge-

samt günstiger ist.

›› Mit einer Pflegezusatzversicherung

lassen sich je nach Tarif vereinbaren:

ein Pflegetagegeld (Pflegetagegeld-

versicherung) oder der Ersatz der nach-

gewiesenen Pflegekosten (Pflege-

kostenversicherung), begrenzt auf einen

Höchstsatz. Auch eine Kombination

dieser beiden von den privaten Kranken-

versicherern angebotenen Versicherungs-

arten ist möglich. 

›› Die Pflegerentenversicherung – ein 

früheres Produkt der Lebensversiche-

rer – wird zunehmend von der Pflege-

renten-Zusatzversicherung ersetzt.

Man kann sie nur bei Abschluss einer

Kapital-, einer Risiko- oder Leibrenten-

versicherung erwerben. Gezahlt wird

eine vom Grad der Pflegebedürftigkeit

abhängige Rente, je nach Vertrag auf

Lebenszeit oder bis Laufzeitende der

Hauptversicherung, beispielsweise im

60. oder 65. Lebensjahr.

Generationengerechte Beiträge: Die gra-

vierenden Systemunterschiede zwischen

Sozial- und Individualversicherung be-

stehen auch zwischen der sozialen Pflege-

versicherung und ihrem privaten Pendant:

Erstere ist umlagefinanziert. Die Beiträge

sind einkommensabhängig und die jungen

Versicherten zahlen mit ihren hohen Bei-

trägen die Leistungen für die älteren Versi-

cherten, die niedrigere Beiträge haben.

Angesichts der Alterung der Gesellschaft

ist eine Reform dieses Systems dringend

notwendig. 

Die private Pflegeversicherung arbeitet

nach dem Kapitaldeckungsverfahren. 

Jede Alters- und Risikogruppe finanziert

sich praktisch selbst, die jungen Genera-

tionen werden kaum belastet.

Weil es schon bei Einführung der Pflege-

pflichtversicherung pflegebedürftige PKV-

Versicherte gab und der Monatsbeitrag,

für bei Einführung der Pflegepflichtversi-

cherung bereits privat Versicherte, von

Beginn an nicht höher sein durfte als der

Höchstbeitrag der staatlichen Konkurrenz,

gibt es einen Finanzausgleich über einen

Branchenpool. Dieser Ausgleich sinkt 

jedoch kontinuierlich, bis die private Pflege-

pflichtversicherung komplett kapitalge-

deckt ist.

RECHTSSCHUTZVERSICHERUNG

Vor einem Rechtsstreit ist niemand sicher,

ebenso wenig vor seinem Ausgang. Jähr-

lich kommt es zu 150 000 Verfahren nach

Verkehrsunfällen, 250 000 Streitfällen um

Wohnungsmietverträge und fast 500 000

Prozessen vor Arbeitsgerichten. Verliert

man einen Prozess, muss man alle Kosten

des Prozessgegners, die Gerichtskosten

und die Gebühren des eigenen Anwalts

begleichen.
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Im Arbeitsrecht trägt hingegen in der ersten

Instanz jeder seine eigenen Prozesskosten –

unabhängig davon, ob man den Prozess

gewonnen hat oder nicht. Eine Rechts-

schutzversicherung sorgt dafür, dass der

Bürger seine rechtlichen Interessen ohne 

finanzielle Risiken wahrnehmen kann.

Der Versicherte wählt den Anwalt seines

Vertrauens. Der berät ihn, vertritt ihn und

führt auch seinen Prozess. 

Die Versicherung kommt für die Anwalts-

und Gerichtskosten auf, für Zeugengelder

und Sachverständigengebühren, für Kos-

ten, die dem Prozessgegner zu erstatten

sind, usw. Bei vorsätzlichen Straftaten –

etwa Beleidigung, Diebstahl, Betrug – erhält

man verständlicherweise keinen Versiche-

rungsschutz. 

Der Versicherungsschutz gilt für einen 

begrenzten, privaten Aufenthalt auch welt-

weit – ausgenommen sind aber Grund-

stücksangelegenheiten. Abgedeckt sind

Rechtsverfolgungskosten bis zu einer 

Versicherungssumme von in der Regel

150 000 Euro.

Preisvorteile beim Kombischutz: Rechts-

schutzversicherungen gibt es für das 

Straßenverkehrsrisiko ebenso wie für den

beruflichen und privaten Bereich. Vorteil-

haft ist der kombinierte „Privat-, Berufs-

und Verkehrs-Rechtsschutz“ (Jahresbeitrag

etwa 200 Euro). Keinen Versicherungs-

schutz gibt es bei Streitigkeiten, deren 

Ursache vor Abschluss des Versicherungs-

vertrages liegt. Bei Scheidungs- und Erb-

querelen besteht nur ein eingeschränkter

Versicherungsschutz für eine anwaltliche

Beratung. Zwiste ums „Häuslebauen“ sind

in keinem Fall versichert.

WOHNGEBÄUDEVERSICHERUNG

Die Wohngebäudeversicherung nimmt den

Hausbesitzern das Brandrisiko ab. Doch

nicht nur bei Bränden, auch bei Schäden

durch Blitzschlag, Explosion, Anprall oder

Absturz eines Luftfahrzeuges springt sie ein. 

Mitversichert sind in der Regel Schäden

durch Leitungswasser, Sturm (ab Wind-

stärke 8) und Hagel. Zudem können 

so genannte Elementarschäden (Über-

schwemmung, Erdbeben, Erdsenkung

und Erdrutsch, Lawinengefahr und Schnee-

druck) versichert werden.

Abgebrannt – neues Haus: Brennt das

Gebäude ab, kann der Hausbesitzer damit

rechnen, dass er sich auch wirklich ein

neues Haus leisten kann. Voraussetzung:

Er muss sein Haus zum gleitenden Neu-

wert versichert haben. Die Versicherung

zahlt ihm dann den ortsüblichen Neubau-

wert (nach den Preisen am Schadentag)

und in bestimmtem Umfang Aufräumungs-

und Abbruchkosten. Diese „gleitende

Neuwertversicherung“ ist heute üblich.

Alternativ dazu werden Gebäudeversiche-

rungen auch auf Basis eines so genannten

„Wohnflächenmodells“ angeboten. Der

wesentliche Unterschied zur „gleitenden

Neuwertversicherung“ ist der Wegfall der

Versicherungssumme. Das Haus wird statt-

dessen nach Typ und Ausstattung definiert,

die Prämie wird pro Quadratmeter Wohn-

fläche festgelegt.
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SCHUTZBRIEFVERSICHERUNG

Wer verreist, denkt nicht gern an unlieb-

same Zwischenfälle. Doch eine plötzliche

Erkrankung, ein Unfall und die Dreistigkeit

von Kriminellen können jeden treffen. Ge-

fährdet sind vor allem das Fahrzeug und

die verwaiste Wohnung. 

Breites Leistungsspektrum: Hilfe bietet hier

zum Beispiel der „Familien-Schutzbrief“ der

Versicherer. Beim „Familien-Schutzbrief“

werden für die gesamte Familie die Kosten

für Heilbehandlung, Medikamente und

Krankentransport übernommen. 

Auch für die notwendige Rückholung von

Kindern, Haustieren oder die Organisation

eines Krankenbesuches sorgt die Versiche-

rung. Bei einem Unfall werden Such-, 

Rettungs- und Bergungskosten ersetzt. 

Müssen die daheim gebliebenen Kinder 

infolge Erkrankung oder Unfall betreut

werden, organisiert dies die Versicherung

ebenso wie die Hilfe von Handwerkern,

die wegen eines Brandes, eines Wasser-

rohrbruchs oder eines Einbruchs dringend

benötigt werden.

Die Schutzbriefversicherung trägt die Kos-

ten für Abschleppen, Pannenhilfe, Bergen

des Fahrzeuges, Ersatzteilversand, Fahr-

zeugrücktransport und Unterstellung. 

Außerdem kommt sie für Übernachtung,

für Mietwagen und Bahnreise auf.

Solche Leistungen bietet auch der kleine

Bruder des Familien-Schutzbriefes, der

„Auto-Schutzbrief“, der gebündelt mit der

Autohaftpflichtversicherung angeboten wird.

Außerdem können Versicherungsnehmer,

Fahrer und Insassen vom Auto-Schutzbrief-

Versicherer die Kosten für die Weiter- oder

Rückfahrt erstattet bekommen. Wenn für

Kinder die Aufsichtspersonen ausfallen,

sorgt der Auto-Schutzbrief-Versicherer für

deren Abholung und Rückfahrt. Das Fahr-

zeug wird auf Kosten des Versicherers 

abgeholt, wenn kein Fahrer mehr zur Ver-

fügung steht.

Der „Familien-Schutzbrief“ gilt für das 

Gebiet der Bundesrepublik Deutschland

und das übrige Europa einschließlich der

ans Mittelmeer grenzenden außereuropä-

ischen Länder (Marokko, asiatische Türkei

u. a.). Deutlich preiswerter ist der „Auto-

Schutzbrief“.

REISEGEPÄCKVERSICHERUNG

Auf Urlaubs- und Geschäftsreisen bewahrt

die Reisegepäckversicherung vor finan-

ziellem Schaden durch Verlust, Zerstörung

und Beschädigung des Gepäcks. Versichert

sind die persönliche Habe bei Diebstahl,

Raub, Feuer, Transportmittelunfall, Unfall

eines Versicherten. Ebenfalls geschützt

sind Sie bei Sturm, Blitzschlag, Explosion

sowie Überschwemmung und anderen

Fällen höherer Gewalt – nicht jedoch bei

Krieg und Beschlagnahme, Liegen-, 

Stehen- oder Hängenlassen.

Für Wertsachen wird in der Regel nur ein

Anteil der Versicherungssumme ersetzt.

Zu den Wertsachen zählen zum Beispiel

Foto- und Videoausrüstung, nicht aber

Bargeld oder Dokumente.

Weitere Leistungen 
des „Familien-Schutz-
briefs“ sind:
I Ersatz von Reise-

dokumenten
I Unterstützung 

bei Verlust von 
Zahlungsmitteln

I Vermittlung ärztlicher
Betreuung

I Kostenerstattung bei
Reiseabbruch

I Beratung über
Reha-Maßnahmen
(nach schweren
Unfällen)

I Hilfe bei Pleite des
Reiseveranstalters

I Hilfe bei Verlust des
Auto-, des Wohnungs-
schlüssels oder 
der Brille

I Haushüter-Service
I Rechtskosten-

vorschuss (bei
Strafverfolgung 
im Ausland)

I Hilfe bei Natur-
katastrophen und in
sonstigen besonderen
Notlagen
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Die Versicherungssumme muss dem Ge-

samtwert des Reisegepäcks entsprechen,

sonst wird der Schaden nicht voll erstattet.

Ersetzt wird der Zeitwert – der Betrag also,

zu dem man neue Sachen gleicher Art am

Heimatort kaufen kann, wobei man einen

Abzug für Alter, Abnutzung und Gebrauch

in Kauf nehmen muss. Bei beschädigten

Sachen werden die Reparaturkosten be-

zahlt. Ganz leer ausgehen kann man bei

bodenlosem Leichtsinn (grober Fahrlässig-

keit), etwa bei unbeaufsichtigtem Abstellen

des Koffers am Bahnhof oder Flughafen.

REISERÜCKTRITTS-
KOSTENVERSICHERUNG

Da bucht man lange im Voraus eine teure

Reise und muss dann doch aus triftigem

Grund absagen. Die Reiserücktrittskosten-

versicherung ersetzt die Kosten, die Sie

wegen des Nichtantritts der Reise zu tragen

haben. Das sind beispielsweise die Storno-

kosten des Reiseveranstalters oder des 

Vermieters einer Ferienwohnung.

Muss die Reise aus einem triftigen Grund

abgebrochen werden (bei Tod, schwerem

Unfall oder unerwarteter schwerer Krank-

heit des Versicherungsnehmers oder naher

Angehöriger), ersetzt die Versicherung die

zusätzlichen Rückreisekosten. Sie zahlt

sie auch dann, wenn daheim durch Feuer,

Überschwemmung oder Diebstahl ein er-

heblicher Schaden für Sie entstanden ist.

Per Zusatzvereinbarung können Sie die

gebuchten und bereits bezahlten, jedoch

nicht in Anspruch genommenen Reiseleis-

tungen – etwa eine Tagessafari oder eine

Schiffstour – mitversichern.
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Wollen Sie mehr wissen? 
Wo sie Informationen erhalten.



Diese Broschüre wollte Ihnen einen

Überblick über die soziale und private

Absicherung der Bundesbürger vermitteln.

Fragen, die Sie sich schon einmal ge-

stellt haben, sind vielleicht beantwortet

worden. Neue sind aber möglicherweise

hinzugekommen. Sollten Sie Interesse

an vertiefender Information haben – umso

besser. Material gibt es reichlich.

Lektüre und Beratung gehören zusammen:

Auch wenn ein Beratungsgespräch mit 

einem Fachmann sich in den wenigsten

Fällen erübrigt, so kann man doch durch

entsprechende Lektüre sein Wissen erheb-

lich ausweiten und gezielter – etwa einen

Versicherungsvertreter – fragen. 

Neben dem Gesamtverband der Deutschen

Versicherungswirtschaft (GDV) halten auch

der Verband der privaten Krankenversiche-

rung, das Bundesarbeitsministerium und

das Bundespresseamt in Berlin, die Unter-

nehmen der Versicherungswirtschaft und

deren Außendienst, gesetzliche Kranken-

kassen und Rentenversicherungsträger

Informationsmaterial für Sie bereit. Das 

erhalten Sie in der Regel kostenlos.

Zusätzliche Informationen erhalten 

Sie beim Informationszentrum der 

deutschen Versicherer.

Die Adresse lautet:

Informationszentrum der 

deutschen Versicherer

ZUKUNFT klipp + klar

Postfach 08 04 31 

10004 Berlin

›› Bestell-Hotline für Broschüren
Tel.: 08 00/742 43 75

›› Beratungs-Hotline
Tel.: 08 00/33 99 399

oder 08 00/263 72 43

(freecall: 08 00/ANFRAGE)

Informieren können Sie sich auch unter

folgender Internet-Adresse:

www.klipp-und-klar.de

Im Informationszentrum der deutschen

Versicherer werden wettbewerbsneutral

Fragen rund um den Versicherungsschutz

beantwortet, soweit es nicht um verbind-

liche Rechtsauskünfte geht. 

Darüber hinaus bietet das Informations-

zentrum auch eine Vielzahl von sehr infor-

mativen Broschüren an.

In der Reihe ZUKUNFT klipp + klar geht es

um wichtige Tipps und Anregungen rund

um die Zukunftsplanung und Vorsorge.

Die Broschüren aus der Reihe Versiche-

rungen klipp + klar beschäftigen sich

ausführlich mit einzelnen Versicherungs-

bereichen.

Die Broschüren können von privaten Inte-

ressenten kostenlos angefordert werden.

Die Titel aller angebotenen Broschüren
finden Sie auf Seite 73.

GDV Gesamtverband der 

Deutschen Versicherungswirtschaft e. V.

Wilhelmstraße 43/43 G

10117 Berlin  

Tel.: 0 30/20 20 50 00

Fax: 0 30/20 20 60 00

berlin@gdv.de

www.gdv.de

Kranken- und Pflegeversicherung:

Allgemeine Informationen rund um die

private Kranken- und Pflegeversicherung

erhalten Sie beim Verband der Privaten

Krankenversicherung e. V., Abteilung 

Öffentlichkeitsarbeit, Bayenthalgürtel 26,

50968 Köln, Tel.: 02 21/3 76 62-0.

Die Broschüren können Sie auch im Inter-

net unter www.pkv.de downloaden.
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67



68

Sozial- und Arbeitsrecht: Mit sozial- und

arbeitsrechtlichen Fragen beschäftigt sich

innerhalb der Assekuranz:

Arbeitgeberverband der Versicherungs-

unternehmen in Deutschland (agv), 

Arabellastraße 29, 81925 München.

Aus- und Weiterbildung: Auskünfte über

allgemeine Fragen der Aus- und Weiterbil-

dung in Versicherungsunternehmen erteilt:

Berufsbildungswerk der Deutschen 

Versicherungswirtschaft (BWV) e. V., 

Arabellastraße 29, 81925 München.

Hilfe bei Problemen mit dem Versicherer:

Verbraucher, die eine Meinungsver-

schiedenheit mit ihrem Versicherungs-

unternehmen haben, können sich an

den Versicherungsombudsmann wenden. 

Bis zu einem Beschwerdewert von 80 000

Euro prüft er neutral und unabhängig die

Ansprüche der Versicherungskunden. So-

fern die Entscheidung des Versicherers

falsch war, kann der Ombudsmann gegen

das Unternehmen bis zu einer Höhe von

5 000 Euro eine verbindliche Entscheidung

aussprechen. Stellt er fest, dass der Ver-

sicherer korrekt gehandelt hat, erläutert 

er dem Kunden verständlich das Ergebnis

seiner Prüfung. Eignet sich das Problem 

für eine gütliche Lösung, unterbreitet der

Ombudsmann einen entsprechenden 

Vorschlag.

Egal wie die Prüfung des Ombudsmanns

ausgeht, der Kunde kann in jedem Fall alle

Rechtsmittel unverändert in Anspruch

nehmen. Die Verjährung ist während des

Verfahrens ausgesetzt. Es entstehen ihm

daher durch das Ombudsmannverfahren

keine Nachteile. 

Versicherungsombudsmann ist Dr. Günter

Hirsch, ehemaliger Präsident des Bundes-

gerichtshofs.

Für die private Krankenversicherung gibt

es einen eigenen Ombudsmann. 

Anschriften:

Versicherungsombudsmann e. V.

Postfach 08 06 32, 10006 Berlin

Tel.: 018 04/22 44 24 für 20 Cent/

je Anruf aus dem dt. Festnetz

Fax: 018 04/22 44 25

info@versicherungsombudsmann.de

www.versicherungsombudsmann.de

Ombudsmann Private Kranken- und 

Pflegeversicherung

Leipziger Straße 104, 10117 Berlin

Tel.: 0 18 02/55 04 44 für 6 Cent/

je Anruf aus dem dt. Festnetz

Fax: 0 30/20 45 89 31

INFORMATIONEN ZUR 
SOZIALVERSICHERUNG

Als Dachverband der Versicherungswirt-

schaft, dem etwa 500 in- und ausländische

private Versicherungsunternehmen ange-

hören, kann der GDV nur in begrenztem

Maße über die Sozialversicherung informie-

ren. Wenn Sie also speziell zur gesetzlichen

Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und 

Unfallversicherung Näheres wissen wollen,

dann wenden Sie sich am besten an fol-

gende Behörden, Träger und Verbände:

›› Bundesministerium für Wirtschaft und

Technologie, Scharnhorststraße 34–37,

10115 Berlin 

›› Bundesministerium für Gesundheit,

Friedrichstraße 108, 10117 Berlin 

›› Bundesministerium für Arbeit und 

Soziales, Wilhelmstraße 49, 10117 Berlin 

›› Presse- und Informationsamt der 

Bundesregierung, 11044 Berlin 

›› AOK-Bundesverband, Kortrijker Straße 1,

53117 Bonn, Tel.: 02 28/84 30, 

Fax: 02 28/84 35 02

›› Verband der Angestellten-Kranken-

kassen, Frankfurter Straße 84, 

53721 Siegburg, Tel.: 0 22 41/108-0, 

Fax: 0 22 41/108-248

›› Bundesverband der Betriebs-

krankenkassen, Kronprinzenstraße 6, 

45128 Essen, Tel.: 02 01/179-01
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›› Bundesverband der landwirtschaft-

lichen Krankenkassen, 

Weißensteinstraße 70–72, 34131 Kassel,

Tel.: 05 61/93 59-0, 

Fax: 05 61/93 59-414

›› Deutsche Rentenversicherung Bund,

Ruhrstraße 2, 10709 Berlin,

Tel.: 0 30/86 51, Fax: 0 30/86 52 72 40

›› Gesamtverband der landwirt-

schaftlichen Alterskassen, 

Weißensteinstraße 70–72, 34131 Kassel,

Tel.: 05 61/93 59-0, 

Fax: 05 61/93 59-414

›› Künstlersozialkasse, Langeoogstraße 12,

26384 Wilhelmshaven,

Tel.: 0 44 21/75 43-9, 

Fax: 0 44 21/75 43-5 86

›› Bundesagentur für Arbeit, Regens-

burger Straße 104, 90478 Nürnberg,

Tel.: 0911/179-0, 

Fax: 0911/179-21 23

›› Hauptverband der gewerblichen

Berufsgenossenschaften, 

Alte Heerstraße 111,

53757 Sankt Augustin, 

Tel.: 0 22 41/2 31-01, 

Fax: 0 22 41/2 31-13 33,

www.hvbg.de

Informieren können Sie sich auch unter

folgenden Internet-Adressen:

Bundesministerium für Arbeit und Soziales:

www.bmas.de

AOK-Bundesverband: www.aok.de

Verband der Angestellten-Krankenkassen:

www.vdak.de

Bundesverband der Betriebskrankenkassen:

www.bkk.de

Deutsche Rentenversicherung Bund:

www.deutsche-rentenversicherung-bund.de

Künstlersozialkasse: 

www.kuenstlersozialkasse.de

Bundesagentur für Arbeit:

www.arbeitsagentur.de

IN EIGENER SACHE

Auch wer einsieht, dass sich die Frage

nach der „richtigen“ privaten Absicherung

für eine Familie, einen Selbstständigen

oder einen Single nicht pauschal beant-

worten lässt, möchte wissen: Mit welchem

Versicherungsunternehmen fahre ich 

am günstigsten? Wo sind die Beiträge am

niedrigsten, Beratung und Service am

besten? In vielen Briefen, vor allem aus

den neuen Bundesländern, wird immer

wieder danach gefragt.

Neutral – warum? Der GDV ist wie alle

Wirtschaftsverbände in Deutschland zur

Wettbewerbsneutralität verpflichtet. 

Abgesehen davon ist es bei der unsicht-

baren Ware Versicherungsschutz nicht 

anders als beim Kauf eines Mantels, Fern-

sehers oder Autos: Der Preis allein macht

es nicht. Der Umfang des gewünschten

Versicherungsschutzes, Serviceleistungen

und persönliche Präferenzen des Kunden

beeinflussen die Kaufentscheidung eben-

falls. Hinzu kommt: Wie in anderen Bran-

chen auch, ist in der Versicherungswirt-

schaft vieles im Fluss. Die Produkte, Tarife

und der Service bleiben nicht ein für alle-

mal gleich. Deshalb können auch Beitrags-

und Leistungsvergleiche, wie sie in den

Medien von Zeit zu Zeit auftauchen, nur

Momentaufnahmen sein. 

INFORMATION IST WICHTIG

Ob Sie sich für diese oder jene Versiche-

rung entscheiden, ist deswegen vor allem

eine Frage Ihres persönlichen Bedarfs und

einer umfassenden Information.
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Versicherungsbeginn 39

Versicherungsbeitrag 9, 17, 21, 23, 33,

35–36, 39, 48, 58

Versicherungsbetrug 41

Versicherungsombudsmann 45, 68

Versicherungspflicht 6–7, 9, 13–14, 17,

19, 22, 27, 31

Versicherungspflichtgrenze 6, 13, 17, 59

Versicherungsprämie siehe 

Versicherungsbeitrag

Versicherungsschein 42

Vertragsbeginn 39

Vertragslaufzeit 41, 53, 57–58  

Vertragsversicherung 35

Vollkaskoversicherung 41, 50, 51

Vorsorgeaufwendungen 62

W Wegeunfälle 11, 29

Wertsachen 14, 48, 64

Widerrufsrecht 41–42

Widerspruchsrecht 41–42

Wiederbeschaffungswert 51

Wohngebäudeversicherung 43, 47, 63 

Z Zeitwert 65

Zusatzversicherung 59–60, 62
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Aus der Reihe „Versicherungen klipp + klar“ können folgende 

Broschüren unter der Hotline 08 00/742 43 75 oder über die 

Website www.klipp-und-klar.de bestellt werden:

I Mehr Sicherheit für Betriebe und Freiberufler

Versicherungen für Selbstständige

I Sicherheit für ein langes Leben

Die neue Rente

I Vorsorgen mit staatlichen Zulagen

Die Riester-Rente

I Vorsorgen mit steuerlicher Förderung

Die Basisrente

I Attraktiv für Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Die betriebliche Altersversorgung

I Altersvorsorge und Risikoschutz

Lebensversicherung – Ihre private Vorsorge

I Risikoschutz und Existenzsicherung

Die private Berufsunfähigkeitsversicherung

I Mit Sicherheit zum Eigenheim

Versicherungen für Bauherren

I Einbruchschutz für Haus und Wohnung

Sicher ist sicher

I Recht gehabt und auch bekommen

Im Streitfall hilft die Rechtsschutzversicherung

I Richtig versichert in den Urlaub

Reisen ohne Risiko

I Gut gesichert Gutes tun

Sicherheit im Ehrenamt

I Vorsehen statt Nachsehen

Die Unfallversicherung – Ihr Schutz für alle Fälle

I Leichtsinn und Missgeschick

Private Haftpflichtversicherung – für den Schaden geradestehen

I Gut abgesichert unterwegs

Versicherungen rund ums Auto
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Werte zur gesetzlichen Sozialversicherung 2008

Angaben in Euro.

*Seit 1. Januar 2005 zahlen Kinderlose, die nach dem 31. Dezember 1939 geboren wurden, einen zusätzlichen Beitrag von 
0,25 Prozentpunkten.

Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten West West u. Ost Ost

Beitragssatz 19,9 %

Beitragsbemessungsgrenze im Monat 5 300,00 4 500,00
im Jahr 63 600,00 54 000,00

Mindestbeitrag für freiwillig Versicherte im Monat 79,60
im Jahr 955,20

Höchstbeitrag für Pflichtversicherte im Monat 1054,70 895,50
im Jahr 12 656,40 10 746,00

Höchstbeitrag für freiwillig Versicherte im Monat 1054,70
im Jahr 12 656,40

Regelbeitrag für Selbstständige im Monat 494,52 417,90
im Jahr 5 934,24 5 014,80

Geringfügige Beschäftigung im Monat 400,00

Arbeitslosenversicherung West West u. Ost Ost

Beitragssatz 3,3 %

Beitragsbemessungsgrenze im Monat 5 300,00 4 500,00
im Jahr 63 600,00 54 000,00

Höchstbeitrag im Monat 174,90 148,50

Krankenversicherung West u. Ost

Durchschnittlicher Beitragssatz ca. 14,5 %

Beitragsbemessungsgrenze im Monat 3 600,00
im Jahr 43 200,00

Versicherungspflichtgrenze im Monat 4 012,50
im Jahr 48 150,00

Versicherungspflichtgrenze für Arbeitnehmer, im Monat 3 600,00
die am 31.12.2002 PKV-versichert waren im Jahr 43 200,00

Pflegeversicherung West u. Ost

Beitragssatz 1,7 %

Beitragsbemessungsgrenze im Monat 3 600,00
im Jahr 43 200,00

Höchstbeitrag* im Monat 61,20



Folgende Broschüren der Reihe „ZUKUNFT klipp + klar“ 

können über die Hotline 08 00/742 43 75 oder über die 

Website www.klipp-und-klar.de bestellt werden:

I Jetzt geht’s los
Tipps und Infos für Schulabgänger

I Startklar
Tipps und Infos für Uni-Absolventen

I Lebenslauf
Tipps und Infos für Berufstätige und Jobsuchende

I Aufbruch
Tipps und Infos für Existenzgründer

I Einzelausgabe
Tipps und Infos für Singles

I Zeit zu zweit
Tipps und Infos für Paare

I Menschenskinder
Tipps und Infos für Eltern

I Fortschritt
Tipps und Infos für Berufsaussteiger
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